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The Sound of Shutka

N i n a  S t o f f e r s

M a z e d o n i e n

Am Rand von Mazedoniens 
Hauptstadt Skopje befindet sich 
das größte Roma-Viertel Europas. 
Eine Geschichte von Menschen, 
der Freiheit und ihren Grenzen.

F o t o s :  H a r i k a  D a u t h

Nina Stoffers wurde 1978 in Berlin geboren. 
In Hildesheim studierte sie Kulturwissen-
schaften und in Marseille machte sie ihren 
Abschluss in Médiation Culturelle de l’Art. 
Sie ist musikethnologisch und journalistisch 
tätig für verschiedene Medien, wie den 
Deutschlandfunk, Kulturpolitische Mittei-
lungen, Stichwort oder ‚eisbrecher’.

Es ist fünf Uhr morgens. Muezzine rufen 
zum Gebet. Blechern scheppert ihr Rufen 
zunächst von einem, dann vom nächsten 
Minarett aus den Lautsprecherboxen. Ein 
Hund beginnt zu bellen, mehrere andere 
stimmen ein. Golden steigt die Sonne hin-
ter den Hügeln von Shuto Orizari auf. Kein 
Wölkchen trübt die Sicht auf den sich allmählich färbenden Himmel. Alles ist friedlich, hier und da kräht ein 
Hahn. Ein alter Mann hustet sich die Seele aus dem Leib, dann riecht es nach Zigarettenrauch. Nur vereinzelt 
sind Menschen unterwegs, die Straßen noch leer.

Abraham reibt sich die Augen, während seine Schwester gegen acht Uhr aufsteht, um zur Arbeit zu gehen. Sie 
hat Glück, denn als eine von wenigen hat die 19-Jährige eine Arbeit als Putzfrau bei einer mazedonischen Fa-
milie gefunden.Offi ziellen Quellen zufolge sind bis zu 90 Prozent der Roma in Shuto Orizari arbeitslos. Viele 
behelfen sich jedoch mit Arbeit im informellen Sektor, vor allem im Baugewerbe und im Handel mit Waren. Es 
sind allerdings nicht die hohe Arbeitslosigkeit oder die blühende Schattenwirtschaft, weshalb Shuto Orizari 
einzigartig ist: Shutka, wie der Vorort der mazedonischen Hauptstadt Skopje von seinen Einwohnern auch 
genannt wird, ist mit 70.000 Roma die größte Roma-Siedlung Europas. Hier gibt es einen Bürgermeister, der 
selbst Rom ist, zwei eigene Fernsehstationen, eigene Schulen und zwei Roma-Abgeordnete, die im Parlament 
sitzen. Hier leben die Roma ausnahmsweise nicht in der Minderheit, hier bilden sie die Mehrheit.

Abraham und seine Schwester wohnen zusammen mit ihren Eltern, Großeltern und drei weiteren Geschwi-
stern in zwei winzigen Zimmern. Als seine Schwester aus dem Haus ist, dreht Abraham sich um und breitet 
sich aus, denn jetzt hat er das Bett für sich alleine. Er schläft wieder ein, denn er war bis spät in der Nacht noch 
mit Freunden in der Disco. Die Großeltern stehen auf, räumen von der überdachten Terrasse das Nachtlager 
weg. Im Sommer schläft die Familie draußen. Es ist schon kurz nach elf Uhr als Abraham aufsteht und sich 
wäscht. Vor dem Spiegel zupft er seinen Fokuhila zurecht und setzt sich blaue Kontaktlinsen ein. Dann fährt er
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Keine Jobs für Roma

seinen Rechner hoch, denn es sind Ferien und endlich kann er sich ungestört seinem größten Hobby widmen: 
der Musik. Diese ist ungewöhnlich für einen Jugendlichen aus Shutka, denn „Hard Rap“ hört hier fast niemand. 
Abraham bezeichnet sich selbst als „Gangsta Rapper“, schreibt und mischt seit ungefähr fünf Jahren seinen ganz 
persönlichen Underground-Rap. Musik macht er nicht mit den stereotypen Roma-Instrumenten wie Geige, 
Klarinette oder Keyboard, sondern mit Computer und Mikrofon. Er singt nur auf Englisch, nicht auf Romanes, 
der Sprache der Roma, damit er auch jenseits von Shutka verstanden wird. Der 17-Jährige hat noch ein Jahr 
Schule vor sich und er muss sich anstrengen, um nicht durchzufallen. Ohne Abschluss die Schule zu verlassen, 
hätte für ihn fatale Konsequenzen. Denn es ist ohnehin schon schwierig genug eine Arbeit zu bekommen, erst 
recht für einen Rom.

 Viele mazedonische Arbeitgeber erkennen die Roma an 
 ihren in der Regel muslimischen Vor- oder Nachnamen 
und geben dann vor, keine Arbeitsstelle für sie zu haben. Diskriminierungen wie diese führen häufi g dazu, dass 
Roma ihre ethnische Herkunft verleugnen. Dies ist auch ein Grund dafür, dass offi zielle und inoffi zielle Zäh-
lungen der Roma häufi g stark voneinander abweichen. Solange Abraham noch in der Schule ist, bekommt er von 
der Caritas in Shutka ein Stipendium, das von internationalen Geldgebern fi nanziert wird. Von den 35 Euro im 
Monat kann er sich lediglich einen Teil der Fahrtkosten für den Bus zur Schule leisten, da diese auf der anderen 
Seite der Stadt liegt. In Shutka selbst gibt es bislang zwar zwei Grundschulen, jedoch keine weiterführenden 
Schulen. Abraham ist einer der wenigen, der ein Gymnasium in Skopje besucht. Im Laufe des nächsten Jahres 
soll zwar auch in Shutka ein Gymnasium gebaut werden, doch laut Auskunft der österreichischen Botschaft, die 
den Schulbau zum Teil fi nanziert, gibt es keinen offi ziellen Termin für die Realisierung der Planungen. Obwohl 
Abraham weiß, wie wichtig der Schulabschluss für ihn ist, wünscht er sich momentan nichts sehnlicher als ein 
Mikrofon, mit dem er seine Songs professionell aufnehmen kann. 

Inzwischen ist es Mittag geworden und während Abraham am Computer im abgedunkelten Zimmer sitzt, haben 
die Händler im Zentrum auf der „Straße des neuen Lebens“ schon längst ihre Tische aufgebaut. Neben Toma-
ten, Auberginen und Melonenbergen werden gefälschte Markenartikel zu Spottpreisen angeboten. Raritäten wie 
Gürtel mit BMW-Emblem fi nden hier genauso ihre Käufer wie die klassische Adidashose. Auf improvisierten 
Verkaufsständen türmen sich Ghettoblaster, die in ohrenbetäubender Lautstärke arabische, türkische, bulgarische, 
serbische oder auch indische Musik von selbst gebrannten CDs über die Straße schallen lassen. Dort drängen sich 
Daimler mit deutschem oder italienischem Kennzeichen hinter klapprigen alten Ladas, selbstgebauten Fuhrwer-
ken und Pferdekarren. Bei 39 Grad Celsius fl irrt die Luft vor Hitze und Staub. Es riecht nach gebratenem Fleisch 
und Autoabgasen. Die Hitze treibt die Menschen in ihre Häuser und die Straßenhunde in den Schatten. Aber 
erst am Abend erreicht der Geräuschpegel seinen Höhepunkt, wenn sich viele der Straßen mit Menschen füllen. 

Arbeiten in Deutschland Festlich geschmückte Frauen in traditionellen Pumphosen 
 und reich bestickten Jäckchen mit hochgesteckten Frisuren 
und Pfennigabsätzen fl anieren und tanzen auf den Straßen. Die Traditionen werden trotz der auf den ersten 
Blick sehr modern erscheinenden Roma Gesellschaft hoch gehalten und befolgt. Der Sommer ist die Zeit der 
Hochzeiten, der hier für Hochstimmung und die so genannten Urlauber sorgt. Als Urlauber werden diejeni-
gen bezeichnet, die zwar ein Haus in Shutka haben, aber im Ausland leben und arbeiten. Aber nicht nur viele 
der Urlauber sprechen Deutsch, in Shutka trifft man im Taxi, im Café oder auch in der Schule auf viele Roma, 
die in Deutschland gelebt haben. Und dies nicht erst als Folge der Jugoslawienkriege, sondern bereits vor den 
politischen Umwälzungen der 1990er Jahre. 1968 hatte Jugoslawien mit der Bundesrepublik Deutschland ein 
Anwerbeabkommen für Gastarbeiter geschlossen. Viele der mazedonischen Roma gingen auf der Suche nach 
Arbeit nach Deutschland. Mit dem Zusammenbruch des Sozialismus in Südosteuropa mussten jedoch fast alle 
zurückkehren: Asyl wurde ihnen verweigert, ihre Abschiebung in die Wege geleitet. Viele landeten durch ein 

„Reintegrations“-Projekt in Shutka, für das beispielsweise Nordrhein-Westfalen große Summen zur Verfügung 



82 83

M a z e d o n i e n

The Sound of Shutka

N i n a  S t o f f e r s

Spannungen zwischen Roma und Albanern

stellte. So setzte sich ein Prozess fort, der mit dem Erdbeben von 1963 begonnen hatte. Damals wurden große 
Teile Skopjes zerstört, unter anderem ein Viertel, das überwiegend von Roma bewohnt wurde und sehr zentral 
lag. Für den Wiederaufbau wurden den Roma günstige Darlehen für den Wohnungsbau gewährt, allerdings 
nicht in ihrem ursprünglichen Viertel, sondern am Rande von Skopje. Auch die US-amerikanische Regierung 
stellte Container-Notunterkünfte bereit, die bis heute noch teilweise bewohnt werden. Das Dorf Shuto Orizari 
wurde eingemeindet und entwickelte sich zur größten Roma-Siedlung europaweit. Shutka ist ein Ghetto, geför-
dert von internationalen Geldgebern.

 Ab fünf Uhr nachmittags herrscht auf den Straßen nach 
 der Mittagshitze wieder reges Treiben. Abraham hat mitt-
lerweile sein Lied neu abgemischt und steigt in den Bus, den er normalerweise zur Schule nimmt. Der Weg aus 
Shutka führt vorbei an zwei Moscheen, die keine 300 Meter voneinander entfernt sind. Während die Moschee 
der Roma schon fast fertig und mit Teppichen ausgelegt ist, befi ndet sich die andere noch im Bau. An ihrem halb-
fertigen Minarett hängt allerdings schon ein Lautsprecher, aus dem fünf Mal täglich der Muezzin zum Gebet 
ruft. Der Unterschied zur Nachbarmoschee: Hier tönt es auf Albanisch und Arabisch, nie aber auf Romanes.

In der Peripherie von Shutka werden in letzter Zeit immer mehr Häuser von und für Albaner gebaut. Alleine 
deshalb würde Abraham unterwegs hier nicht aus dem Bus steigen. Zwischen Roma und Albanern herrscht eine 
angespannte Stimmung. Die Geschichte eines nahe liegenden Roma-Viertels ist nur ein Beispiel: Der größte 
Platz, der den Roma als Tanzplatz diente, wurde von Albanern aufgekauft, um ein Geschäftshaus zu bauen

Mit Musik in die Welt

Nachdem der Boden aufgerissen wurde, hat wiederum die mazedonische Baubehörde aufgrund angeblich feh-
lender Papiere den Bau des neuen albanischen Hauses gestoppt. Statt einem Tanzplatz oder einem Haus ziert 
den Platz zwischen Albanern und Roma nun ein tennisplatzgroßes Loch, das von den umliegenden Bewohnern 
täglich als Müllhalde genutzt wird. Die Beziehungen zwischen den beiden ethnischen Gruppen sind zwar nicht 
von gewalttätigen, aber doch von starken unterschwelligen Feindseligkeiten bestimmt. 

 Eine Stunde und zwei Busse später hat Abraham sein Ziel, 
 ein ruhiges Wohnviertel im Osten der Stadt, erreicht. Hier 
wohnen bis auf einige wenige Roma großteils Mazedonier. Abraham ist auf dem Weg zu Ljatif und Fatime 
Demir um anzufragen, ob er in deren Tonstudio Aufnahmen für seine neuen Lieder machen kann. Ljatif und 
Fatime sind selbst Roma und kümmern sich um deren Belange außerhalb von Shutka. Gemeinsam haben sie 
1998 den Kulturverein „Darhia“ gegründet, der besonders jungen Roma einen kreativen Raum bieten will. „Dar-
hia“ bedeutet Wurzel auf Romanes. Eine energische Frau Anfang 50 öffnet Abraham mit einladenden Hand-
bewegungen die Tür und bittet ihn hinein. Er ist zum ersten Mal bei den Demirs. Aufgeregt wandert sein Blick 
über Mandolinen, alte Roma-Trachten, vollgepackte Bücherregale, Fotos an den Wänden. Plötzlich lacht er auf, 
denn auf einem Foto hat er einen Schulfreund entdeckt, der im Mandolinenorchester von „Darhia“ mitspielt. 
Abraham fragt Fatime neugierig nach dem Orchester aus. Sie fängt an zu erzählen und gerät ins Schwärmen: 
die Roma Kinder aus der Nachbarschaft waren zu Beginn des Projekts alle zwischen 9 und 14 Jahren alt. Musi-
kalische Vorkenntnisse hatten die wenigsten von ihnen. Über die Jahre gelang es ihrer charismatischen Leiterin 
Bajsa Arifovska, selbst Romni und studierte Musikerin, die Jugendlichen zu virtuosen Musikern auszubilden. 
Mittlerweile treten sie nicht nur in Mazedonien, sondern auch in anderen europäischen Ländern auf. Die Aus-
landsreisen lockten auch mazedonische Kinder in das Orchester. Diese Interaktion zwischen Roma und Maze-
doniern bestätigte Fatime in ihrer Arbeit, die von vornherein darauf abzielte, interethnisch zu vermitteln. Um 
nicht nur den interkulturellen Austausch, sondern auch den der Generationen zu stärken, haben die Demirs alte 
und bekannte Roma Musiker wie Seljatin Huna eingeladen, ein Klarinettist aus Esma Redžepovas Ensemble. 
In den Liedern, die Bajsa für die Gruppe komponiert, verbinden sich wie in der „Orientrumba“ traditionelle 
und moderne Elemente. Um diese für die Nachwelt festzuhalten, legt Fatime besonderen Wert auf die anschlie-
ßenden Aufnahmen im Tonstudio. Auf diese Weise, so die Kulturschaffende, bleibt das kulturelle Erbe der 
Roma nicht nur erhalten, sondern lässt sich damit auch nicht von der Hand weisen.

Abraham interessiert sich zwar für die Aktivitäten seiner Gastgeber, ist aber erleichtert, als er für die ersten 
Probeaufnahmen endlich ins Studio darf. Während er ins Mikrofon rappt, kommt Fatimes Ehemann Ljatif 
von einer Reise zurück. Die letzten Tage hat er bei der Konferenz „Roma are Europe!“ in Ohrid verbracht. Die 
Touristenhochburg war in der vergangenen Woche Schauplatz eines Festivals, zu dem das „Forum for European
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Young Roma People“ (FERYP) eingeladen hatte. Zu den Referenten zählte auch Ljatif Demir, der vor jungen 
Roma aus 14 europäischen Ländern einen Vortrag über seine Arbeit als Linguist gehalten hat. Das kulturelle 
Erbe sieht er vor allem in der Sprache, die so heterogen ist wie die Roma selbst. Aufgrund der Jahrhunderte 
langen mündlichen Überlieferungen gibt es viele, teils sehr unterschiedliche Dialekte, aber keine einheitliche 
Schriftsprache. Ein Phänomen, das sich derzeit durch die Bemühungen der Roma-Linguisten in der Transfor-
mation befi ndet. So wird beispielsweise versucht, auf regionaler und internationaler Ebene eine Standardisie-
rung des mündlichen und schriftlichen Romanes einzuleiten. Ein Versuch der auch unter den Experten sehr 
kontrovers diskutiert wird. Im Bildungssektor allerdings hat diese Diskussion noch keine Früchte getragen. So 
bietet die Grundschule in Shutka zwar seit einigen Jahren fakultativen Unterricht auf Romanes an, aber grund-
sätzlich werden alle Fächer auf Mazedonisch gelehrt, was sich nicht nur auf die Sprache, sondern auch auf den 
Unterrichtsstoff auswirkt. Die Geschichte der Roma zum Beispiel bleibt völlig unberücksichtigt – obwohl es 
das Material dafür gäbe. So tritt man auf der Stelle und die Roma Kinder lernen im Geschichtsunterricht eben 
nichts über die eigene, sondern nur über die Geschichte und die Beziehungen einzelner Staaten. Dass sie Teil 
dessen sind, wird ihnen nicht vermittelt. Ljatif Demir hat für diese Lücke im Bildungssystem ein bilinguales 
Buch zur Geschichte der Roma in Mazedonien, ihrer vermutlichen Herkunft aus Indien und ihrer Ansiedlung 
auf dem Balkan publiziert. Vor einigen Jahren bot er dies der Schule an. Die Antwort der Schule lautete darauf-
hin, man könne das Buch nicht verwenden, weil keine offi zielle Stelle es bislang abgesegnet habe. Eine Aufnah-
me des Buches in den Lehrplan ist auch auf längere Sicht nicht abzusehen, da Aufgaben dieser Art häufi g in der 
Schublade liegen bleiben. 

 Die Sprachproblematik zeigt den Interessenskonfl ikt einer 
 sich im Emanzipationsprozess befi ndenden Minderheit. 
Während die Interessen der Roma-Bevölkerung von ihren eigenen politischen Repräsentanten oft kein Gehör 
fi nden, schieben diese die Schuld auf das Desinteresse der mazedonischen Staatspolitik. Sowohl die mazedo-
nische Regierung als auch verschiedene Nicht-Regierungsorganisationen werfen in diesem Zusammenhang 
vielen Roma vor, dass sie nur auf Hilfe von außen warten anstatt ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. 
Damit machen sie es sich jedoch zu einfach, denn seit Ende des sozialistischen Systems haben sich verschiedene 
Faktoren für die Roma deutlich verschlechtert: Während die Roma zu Titos Zeiten vergleichsweise gut in die 
Arbeits- und Sozialpolitik der jugoslawischen Teilrepubliken eingegliedert waren, werden heute die wenigen 
Arbeitsplätze vielfach nach ethnischer Zugehörigkeit vergeben. Dabei haben die Roma kaum eine Chance. 

Minderheitenrechte und Diskriminierung im Alltag sind Themen, über die auch Abraham ein Lied rappen kann. 
Vor allem in seinen ersten Jahren auf dem Gymnasium saß er im Klassenzimmer mit anderen Roma meistens in 
der letzten Reihe und sprach nur Romanes. Machte er Fehler im Mazedonischen wurde er als „dummer Zigeuner“ 
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verspottet, sprach er gut Mazedonisch, galt er unter den Roma 
schnell als Gadzo, wie ein Nicht-Rom genannt wird. Erst durch 
die Musik verschaffte sich Abraham sowohl im Klassenzimmer 
als auch auf dem Schulhof Anerkennung und Respekt.

Beispiele wie Abraham sind allerdings eher die Ausnahme als die 
Regel. Meist bleiben ethnische Gruppen unter sich und in ihrem 

„Revier“. Wie eng die Grenzen verlaufen, wird jeden Tag aufs 
Neue ausgehandelt. Entweder durch Schlägereien zwischen Ju-
gendbanden der Albaner, Mazedonier und Roma auf dem Schul-
hof. Oder aber durch Jungen wie Abraham, der mit seiner Musik 
die Grenzen der ethnischen Territorien überwinden will. 

Es ist schon spät, als Abraham sich zufrieden auf den Nachhau-
seweg macht. Erschöpft hält er im Bus sein Demotape fest in der 
Hand. Dann beginnt er zu träumen. Abraham möchte raus aus 
Shutka, raus in die weite Welt, der sozialen Kontrolle und den 
familiären Verpfl ichtungen entfl iehen. Gleichzeitig weiß er, das 
Shutka der einzige Ort ist, an dem ein Rom wie er so frei leben 
kann. Hier sind eben die Roma die Mehrheit, nicht die Gadze. 
Obwohl vieles von dem, was man in Shutka sieht, riecht, hört und 
erlebt gar nicht unbedingt typisch für ein Romaviertel, sondern 
eher für Südosteuropa ist. Doch bleibt das Gefühl, dass hier al-
les eine Spur anders ist. Während Abraham die letzten Meter zu 
seinem Haus in der Walt Disney Straße geht, huscht eine Katze 
durch ein Loch im Zaun und gleich darauf ein Lächeln über seine 
Lippen. Auch er wird seinen Weg fi nden, ob hier in Shutka oder 
außerhalb, dessen ist er sich sicher. Er wird weiter Musik schrei-
ben, rappen und den Ghettoblaster auf die höchste Stufe drehen. 
Morgen früh wird er an seinem Rechner sitzen und das neue Tape 
abspielen. Der Muezzin wird dann nicht allein seine Botschaft 
musikalisch in die Welt rufen, er wird Gesellschaft bekommen. 
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R u s s l a n d

In Russland kämpfen 
Homosexuelle immer noch 
um ihre Grundrechte. 
Teilnehmer an der Parade gegen 
Diskriminierung sexueller 
Minderheiten leben gefährlich.

F o t o s :  P a v e l  |  M i t  D a n k  a n  G e o r g  N e u h a u s

Andreas Strohfeldt, geboren 1962 bei Berlin, 
studierte unter anderem in Moskau und lebte 
anschließend mehrere Jahre in St. Petersburg. 
Mittlerweile lebt er überwiegend in Ber-
lin. Strohfeldt arbeitet freiberuflich in den 
Bereichen Filmproduktion, Recherche und 
Regie. Dabei verfasst er Essays zu russischen 
Themen, übersetzt und ist Autor von Reise-
büchern über Russland und Georgien u.a.

An diesem Pfi ngstsonntag 2007 steht über 
Moskau ein wolkenloser Himmel. Bärtige 
Männer in schwarzen Uniformen, Kreuze 
auf der Brust, Kruzifi xe in Händen, laufen 
die Moskauer Prunkstraße, die Twerskaja, 
auf und ab, skandieren: „Moskau ist nicht 
Sodom.“ Junge Leute ergänzen dies mit 
den Rufen „Schwule ins Lager“, „Tod den Päderasten“. Hysterische Babuschki in Kopftüchern, bewaffnet mit 
Schirmen und Heiligenbildern, werfen Eier auf vermeintliche Lesben und Schwule. Hunderte Polizisten, TV-
Kameras, Journalisten, ein gutes Dutzend Vertreter sexueller Minderheiten und mit ihnen Sympathisierende 
wallen die Twerskaja auf und ab. Hier und da kommt es zum Handgemenge. Die Polizei verhaftet Schläger 
und Geschlagene. Fazit dieses zweiten Moskauer Gay Pride, der Demonstration für Toleranz und gegen 
die Diskriminierung sexueller Minderheiten: Dutzende Verhaftungen, sieben verletzte LGBT -Aktivisten, 
schockierende TV-Bilder. 

Ein Ärmel von Lenas Bluse ist zerrissen. Die zierliche Moskauerin wirkt deprimiert, als stünde sie unter Schock. 
„Dabei habe ich doch nur gesagt, dass Lesben und Schwule auch Menschen sind.“ Eine Frau habe sie daraufhin 
attackiert und als sie diese abgewehrt hatte, versuchte deren Mann, sie zu würgen. Keiner der Passanten sei ihr 
zu Hilfe gekommen. „Was nur ist los mit diesem Land?“

Das fragen sich viele, die die Fernsehbilder sahen – die von den zusammengeschlagenen Oppositionellen in 
Moskau und Petersburg und nun vom Gay Pride 2007 in Moskau. Im Anfang 2007 veröffentlichten Jahres-
bericht von Amnesty International beklagen die Menschenrechtler einen bedeutenden Anstieg fremdenfeind-
licher Aktivitäten und Einschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit in Russland. Nach Tschet-
schenienkriegen, Terroranschlägen, rassistischen Übergriffen und politisch motivierten Morden ist Gewalt in 
Russland Alltag geworden. Aber was haben Lesben und Schwule damit zu tun? 
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„Moskau ist nicht Sodom“

„Gay, Slavjanje“ 1 Anfang der 90er Jahre formierte sich eine erste politische 
 Lesben.- und Schwulenbewegung, vornehmlich gegen die 
Abschaffung des Paragraphen 121, Absatz 1, der Beischlaf zwischen Männern mit Gefängnisstrafen bis zu fünf 
Jahren ahndete. Daneben war eines der wichtigsten Themen damals AIDS. Russland strebte in den Europa-
rat. Zu den Bedingungen für die Aufnahme gehörte die Abschaffung jenes Paragraphen 121. Am 27. Mai 1993 
stimmte eine Mehrheit in der Duma für die Entkriminalisierung homosexueller Beziehungen und am 4. Juli 
1999 verschwand Homosexualität von der Liste der psychiatrischen Erkrankungen. In den großen Städten ent-
standen Klubs und Diskotheken, Saunen, Internetportale. Seit einigen Jahren erscheint das Hochglanzjournal 

„KVIR“ (Queer) im gleichnamigen Verlag. Die politische Lesben- und Schwulenbewegung verabschiedete sich 
unspektakulär. Die Avantgarde hatte ihre Schuldigkeit, so schien es, getan. Jedoch dem Tauwetter Anfang der 
90er folgte ein Kampf ums Überleben zum Ende des Jahrzehnts. 

An die Eingangstür zu Professor Igor Kons Moskauer Wohnung haben Unbekannte 2001 einen Davids-
stern gezeichnet und in der Nacht das Imitat einer Bombe dort abgelegt. Zuvor waren seine Vorlesungen an 
der Moskauer Universität von jungen Glatzköpfen, die antisemitische und homophobe Sprüche skandierten, 
gestört worden. In der Presse erschienen diffamierende Artikel. „Eine gut konzertierte Aktion gegen mich“, 
erzählt Igor Kon. Schon zu Sowjetzeiten hatte sich der Soziologe und Sexualwissenschaftler mit dem Freund-
schaftsideal der Griechen befasst. „Damals durfte man nicht einmal das Wort Homosexualität erwähnen.“ 
Der antihomosexuelle Paragraph war 1934 ins sowjetische Strafrecht aufgenommen worden. „Die Entkri-
minalisierung und die Depathologisierung der Homosexualität geschahen von oben“, meint der Professor. 

„Aber niemand hat den Menschen erklärt, warum. Die russische Kultur kennt den Begriff des Privatlebens 
nicht“, fügt Kon hinzu. „Russland ist ein Land ohne demokratische Traditionen. Ich kenne keinen Politiker, 
keinen Wissenschaftler, keinen einigermaßen geachteten Menschen, der mit der Lesben- und Schwulenbe-
wegung sympathisieren oder sich für einen Gay-Pride aussprechen würde, denn Rechte hat in diesem Land 
niemand, nur Privilegien.“

 Das eigentliche Problem aber in Russland sei das durch 
 Tabuisierung des Sexuellen im öffentlichen Diskurs her-
vorgerufene Unwissen über Sexualität im Allgemeinen und Homosexualität im Besonderen, meint Professor 
Kon. Sexuelle Belange blieben im Bereich des Privaten und so entstünde ein fruchtbarer Boden für das Wu-
chern von Vorurteilen aller Art. Homosexualität sei ein Quasi-Tabuthema. „Der großen Mehrheit der Russen 
sind Lesben und Schwule eigentlich egal, doch sind die Menschen aufgrund der Vorurteile leicht beeinfl uss-
bar. Es ist deshalb leicht, den Volkszorn gegen Homosexualität hervorzurufen“ – und mit populistischen 
Losungen zu punkten. 

Als 2005 der Antrag auf eine Gay-Parade gestellt wurde, konterte 
Bürgermeister Juri Luschkow, er werde solcherlei „satanische 
Umtriebe“ in seiner Stadt auf keinen Fall dulden. Die Medien, 
ultranationale Politiker und Populisten entfachten daraufhin im 
Frühjahr 2006, im Vorfeld des ersten Gay Pride, eine Diffamie-
rungskampagne gegen sexuelle Minderheiten. Als hätte Lusch-
kow Geister beschworen, die er nicht bändigen wollte, kam es zu 
regelrechten Pogromen in Diskotheken, Clubs und einer Galerie 
durch aufgeputschte Jugendliche, Klerikale und Babuschki in 
Kopftüchern mit Ikonen in den Händen.

„Es war in jener Nacht, als die Clubs überfallen wurden. Am 
späten Abend kam ich aus dem Supermarkt und ging nach Hau-
se. Da traf ich auf eine Gruppe von ungefähr 40 Jugendlichen, 
die meisten zwischen 16 und 18 und nur einige, die älter waren. 
Das waren keine Skins, die meisten sahen aus wie Muttersöhn-
chen. Ich kam ihnen entgegen und als sie mich sahen, riefen sie: 
‘Auf dich haben wir gewartet!’“, erzählt Arman, ein junger Arme-
nier. „Sie stürzten sich auf mich und schlugen auf mich ein.“ Die 
Schläger konnten nicht wissen, dass Arman schwul ist. Sie waren 
auf dem Weg zu einem der Szene-Clubs, die in jener Nacht be-
lagert wurden. Letztlich aber war es ihnen egal, gegen wen sie 
ihren Hass und ihre Gewalt richten – ob nun gegen einen Kau-
kasier oder gegen Lesben und Schwule.

So wie Arman wurden in jener Nacht und während beziehungs-
weise nach der ersten, trotz Verbotes durchgeführten Gay-Pa-
rade, Dutzende Schwule Opfer von Überfällen. „Moskau ist 
nicht Sodom!“ Ultranationale Organisationen und Parteien, wie 
die RONS (Russkij Obschenazionalnyj Sojus: Russische Ge-
samtnationale Union), die DPNI (Dvishenje Protiv Nelegalnoi 
Immigrazii: Bewegung gegen Illegale Immigration), die NNP 
(Nazionalnaja Narodnaja Partija: Nationale Volkspartei) und 
andere hatten zu gewaltsamen Aktionen gegen die „Päderasten“ 
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aufgerufen. Es sind die gleichen Parteien und Gruppen, die auch immer wieder im Zusammenhang mit Auslän-
derfeindlichkeit und Antisemitismus in Verbindung gebracht werden. Und das vermehrt nach dem Amtsantritt 
Präsident Putins. Dessen antiliberale Politik hat diesen bis dahin marginalen Gruppen Zulauf und Auftrieb 
gegeben. Die meisten Übergriffe bleiben ungeahndet. Wer für sein Tun keine Strafe erwartet, fühlt sich ermutigt. 
Im ersten Halbjahr 2007 töteten rassistische Schläger 34 Menschen, 14 mehr als im gleichen Zeitraum des Vor-
jahres. Insgesamt 38 Gotteshäuser, darunter elf Synagogen, acht protestantische und zwei russisch-orthodoxe 
Kirchen, wurden Opfer von gezieltem Vandalismus. 

 Die Organisatoren der Gay-Parade um Nikolaj Alexejew – 
 die Gruppe LGBT-Rights – versucht mit rechtsstaatlichen 
Mitteln gegen die Diskriminierung von Schwulen und Lesben vorzugehen und die Öffentlichkeit für ihr An-
liegen zu gewinnen. Sie klagen gegen die Verbote der Gay-Parade, gegen homophobe Hetze von Politikern und 
Kirchenführern, machen sich einen Namen in TV- und Radioshows, suchen Kontakt zu den Massenmedien. 
Gleich Don Quichottes kämpfen sie gegen die Windmühlen populistischer Meinungsmache. „Es ist paradox“, 
meint Nikolaj Alexejew, „aber wir kämpfen für Rechte, die wir längst erworben haben.“ Nur dass weder der Staat 
noch weite Teile der Gesellschaft sie ihnen zugestehen. Es gibt in Russland keine Beratungszentren und keine 
Kontakttelefone für Gewaltopfer. Die Moskauer Stadtverwaltung verweigert NGOs, die sich explizit für die 
Rechte sexueller Minderheiten einsetzen, die offi zielle Registrierung. Niemand im Land gedenkt der unschul-
digen schwulen Opfer des Paragraphen 121. Die institutionalisierten Vergewaltigungen im Lager durch Mithäft-
linge sind nach wie vor kein Thema. Schwule AIDS-Opfer sind doppelt stigmatisiert – als Träger des Virus und 
als Homosexuelle. Lesbische Frauen sind von künstlicher Insemination ausgeschlossen. Offen schwul zu sein in 
der Provinz ist lebensgefährlich. 

Eine der meist gelesenen russischen Tageszeitungen, der „Moskowskij Komsomolez“, brachte am 12. Juli 2007 
einen Artikel über das schwule Leben in Holland. In Groningen traf die Korrespondentin einen jungen Mann, 
der aus einer russischen Kleinstadt stammt. Sergej war ungefähr 18, als Polizisten ihn und seinen Freund in einer 
Nacht vor Neujahr beobachtet hatten, als sie sich in einem Hinterhof küssten: „Sascha rannte weg, doch ich blieb. 
Schließlich hatte ich nichts Verbotenes getan. Die Milizionäre schlugen mich zusammen und ließen mich liegen. 
Am nächsten Morgen fand mich meine Mutter im Koma auf dem Hinterhof. Kurze Zeit später ermordeten 
Skins meinen Freund Saschka… Ich liebe meine Heimat. Es ist nicht meine Schuld, dass ich sie verlassen musste. 
Aber warum haben sie die Gay-Parade in Moskau verboten? Wir sind genau solche Bürger, wie die anderen auch.“ 
Die Korrespondentin, Darja Aslanova, wandte ein, die sexuelle Orientierung sei Privatsache und eine Gay-Pa-
rade würde die religiösen Gefühle der Bevölkerung verletzen. Am Ende schreibt die Korrespondentin: „Dieser 
bescheidene Soldat der universalen schwulen Armee brauchte mein Mitgefühl, dass ich ihm nicht geben konnte 

„Satanische Umtriebe“

und wollte. Hinter ihm stehen die ‘Schwulen-Generale’ und die 
Ideologie der ‘absoluten Freiheit’, die energisch die Welt ero-
bert.“ In die gleiche Kerbe schlug Bürgermeister Luschkow nach 
Niederschlagung der zweiten Gay Parade in Moskau. „Anfang 
der 90er hat man uns applaudiert, doch hinter den Ovationen 
steckten jene, die den Zerfall unseres Landes betrieben“, erklärt 
der Bürgermeister. „Wir lassen uns nicht die mit unserer Moral 
unvereinbare Ideologie der grenzenlosen Toleranz aufzwingen. 
Ein bisschen Zeit wird noch vergehen, und dann werden diejeni-
gen, die uns heute als rückständig bezeichnen, uns darum benei-
den, dass wir unsere Werte bewahrt haben.“ 

Tonfall und Inhalt der Berichterstattung im „Moskowskij Kom-
somolez“ sind typisch für die Atmosphäre der in den meisten 
russischen Massenmedien betriebenen Stigmatisierung. Natür-
lich sei Sexualität Privatsache, doch, so fügt Nikolai Alexejew 
in einem Gespräch mit dem Radiosender Echo Moskwy hinzu: 

„Die Gay-Parade zielt auf mehr Toleranz in der Gesellschaft, auf 
die Wahrung der Rechte Homosexueller in Russland. Niemand 
hatte vor, sich halbnackt auf der Straße zu zeigen.“ Als Anfang 
der 70er Jahre in einigen europäischen Städten Homosexuelle 
mit den gleichen Zielen erstmalig auf die Straßen gingen, sei 
auch ihnen Hass und Unverständnis entgegen geschlagen. Seit-
dem habe sich im Westen vieles geändert. 

Präsident Putin erklärte Ende Januar 2007 auf die Frage, wie er zu 
Bürgermeister Luschkows Charakterisierung der Gay-Parade als 

„satanische Umtriebe“ stünde, dass er die Rechte und Freiheiten je-
des Bürgers seines Landes achte, und bemerkte zugleich, dass eines 
der wichtigsten Probleme des Landes die demographische Situation 
sei. Mit dieser Argumentation hatte zwei Monate zuvor die Regis-
traturbehörde von Tjumen (Westsibirien), einer LGBT-Menschen
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rechtsgruppe den Status einer NGO verweigert: „Die Propaganda nicht-traditioneller sexueller Orientierungen be-
deutet eine Gefahr für die Sicherheit der russischen Gesellschaft und des Staates, da sie seine geistigen Werte, seine 
Souveränität und territoriale Einheit untergrabe.“ Außerdem, so heißt es in dem Dokument, würden Organisationen, 
die homosexuelle Belange vertreten, die Rechte anderer Bürger beeinträchtigen. Deshalb falle die Tätigkeit solcher 
Vereinigungen unter Paragraph 1, Absatz 1 des „Bundesgesetzes über die Abwehr extremistischer Aktivitäten“.

Duma-Abgeordnete zahlreicher Fraktionen, auch der Putin-Partei „Einiges Russland“, unterstützten Lusch-
kows verfassungswidrige Entscheidung, auch 2007 die Gay-Parade zu verbieten. Manche gingen so weit, zu 
fordern, alle Teilnehmer in Flugzeuge zu verfrachten und auf die Kurilen auszufl iegen. 2006 hatte der ultrana-
tionale Duma-Abgeordnete der LDPR (Liberaldemokratische Partei), N. Kurjanowitsch, verlangt, Schwule in 
sibirische Arbeitslager zu stecken. (Er wurde später aus der Fraktion ausgeschlossen.) 

Dreh- und Angelpunkt der Diskussion um die Rechte sexueller Minderheiten ist ihr Status als soziale Gruppe. 
In einem Interview gegenüber der Agentur Interfax erklärte Mufti Talgat Tadshuddin (der höchste islamische 
Würdenträger Russlands), „wenn sie (die Homosexuellen - d.V.) dennoch auf die Straßen gehen, muss man sie 
züchtigen. Eine nichttraditionelle Orientierung ist ein Verbrechen gegen Gott. Der Prophet Mohammed befahl, 
Homosexuelle zu töten, da ihre Handlungen zur Verminderung des Menschengeschlechts führen.“ Die Gruppe 
LGBT-Rights klagte wegen Volksverhetzung gegen eine soziale Minderheit. In der offi ziellen Urteilsbegrün-
dung berief sich das Gericht unter anderem auf ein Gutachten des Soziologie-Professors Antonow der Moskauer 
Universität: „Sexuelle Minderheiten sind keine eigenständige soziale Gruppe…, sondern Bestandteil devianter 
Gruppen, wie es Kriminelle, Drogensüchtige und anderer Personen mit von der Norm abweichendem sozialem 
Verhalten sind.“ Des Weiteren begründete das Gericht die Einstellung des Verfahrens mit dem Umstand, dass 
der Mufti lediglich einen religiösen Text rezitiert habe, was a priori kein Tatbestand der Volksverhetzung sei. 
Alexejew quittierte den Urteilsspruch mit den Worten: „Wir leben nach russischen Gesetzen und nicht nach 
irgendwelchen religiösen Texten.“ So gut wie alle von ihm und seiner Menschenrechtsgruppe angestrengten 
Verfahren endeten bisher mit Urteilen gegen die Antragsteller .

 Im Frühjahr 2007 veröffentlichten zehn russische Akade-
 miker einen offenen Brief an Präsident Putin, in dem sie 
ihre Sorge über die zunehmende Klerikalisierung des öffentlichen Lebens zum Ausdruck brachten. Die Ver-
suche der Russischen Orthodoxen Kirche, im Schulwesen, in der Armee und in anderen Bereichen der Gesell-
schaft und des Staates Fuß zu fassen und ihre Dogmen in den Rang allgemein gültiger moralischer Imperativa 
zu erheben, würden den säkularen Charakter des Staates in Frage stellen. Den Brief unterzeichneten bisher mehr 
als 500 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. 

Das Moskauer Patriarchat, religiöses Feigenblatt in der Sowjetunion, hat sich in den letzten Jahren zu einer 
ernsthaften, eng mit dem Staat verfl ochtenen politischen und wirtschaftlichen Kraft gemausert. Die kle-
rikale Hierarchie leistet Putin Schützenhilfe und nimmt den Staat zugleich in moralische Geiselhaft. Das 
Recht auf Freiheit des Gewissens wird generell in Frage gestellt. Das Thema Homosexualität – als Todsün-
de – erlaubt es dem Klerus, politisches Kapital zu sammeln. Vier Tage vor der zweiten Gay-Parade im Mai 
2007 veröffentlichte der Pressedienst des Patriarchats eine Erklärung zur offi ziellen Haltung der Kirche zum 
Thema Homosexualität, die in einem Atemzug mit Pädophilie, Zoophilie und Inzest die Bilder von Sodom 
und Gomorrha heraufbeschwört. Homosexualität und ihre Dämonen würden zur „Degradierung der Nation“ 
führen und die Propaganda von Homosexualität käme einem „Appell zum Untergang unseres Volkes“ gleich. 
Zugleich wird argumentiert, dass das internationale Recht (Konventionen für Menschenrechte) es zulasse, 
die Rechte der einen Menschen zugunsten der Rechte anderer Menschen einzuschränken. Da nun aber die 

„Propaganda“ bzw. öffentliche Zurschaustellung von Homosexualität die religiösen Gefühle der Mehrheit in 
einem a priori für orthodox erklärten Land verletzen würde, wäre eine Gay-Parade „Triumph der Sünde“ und 
müsse deshalb verboten werden. 

Wer ein wenig mit der Situation in Russland vertraut ist, weiß: Erklärungen dieser Art sind Politik. Unter den 
Popen und Mönchen gibt es gewiss nicht wenige, die mit Misstrauen auf die Moskauer Kirchenbürokratie 
schauen. „Viele Schwulen und Lesben haben mir selbst gesagt, dass sie bei den einfachen Priestern zumeist auf 
Verständnis für ihre Probleme stoßen“, erklärt Erzbischof Alexej, Vertreter der reformatorischen bulgarischen 
Orthodoxie in Russland2. Doch passiert es gläubigen Schwulen und Lesben oft, dass sie wegen ihrer sexuellen 
Orientierung, wenn sie sie nicht verschweigen, der Kirchengemeinde verwiesen werden. 

Die sexuellen Minderheiten (immerhin fünf bis zehn Prozent der Bevölkerung) sind die gegenwärtig am wei-
testen an den Rand gedrängte Gruppe ohne wirkliche, legitime Interessenvertretung und politische Lobby. 
Menschenrechtsgruppen hatten ihre Unterstützung für die Gay-Parade 2007 zugesichert, diese aber wegen 
der Unterstützung durch einen ultranationalen Duma-Abgeordneten zurückgezogen. 

Kaum Rückhalt besitzt die Gruppe für LGBT-Rights selbst unter den russischen Lesben und Schwulen. In der 
New Yorker Christopher Street hatten sich die Menschen 1969 spontan gewehrt und spontan war eine Bewe-
gung von unten entstanden. 2006 waren es vor allem geladene Ausländer, die sich gegen Diskriminierung und 
Versammlungsverbot auf die Straße gewagt hatten, 2007 knapp zwei Dutzend junge Leute. Nikolai Alexejew 
besitzt sicher viele heimliche Anhänger, aber ebenso viele Neider und Feinde. Die Mehrzahl der Lesben und 
Schwulen bevorzugt es, „die Gesellschaft nicht zu provozieren“ (aus einem offenen Brief des Betreibers einer 
schwulen Website, Alexej Chodorkowskij). 
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1 „Gay, Slavjanje“ besitzt im russischen eine doppelte Konnotation: 1. als 
Zuruf – Hey, Slawen!, und 2. verweist das englische ‚Gay’ auf sexuelle 
Minderheiten. Zugleich Titel eines  künstlerischen homoerotischen Jour-
nals aus Petersburg Anfang der 90er Jahre; Herausgeberin: Dr. Olga 
Zhuk. 

2 Erzbischof Alexej trat Ende der 90er Jahre aus der russischen ortho-
doxen Kirche aus. Als einziger Vertreter einer Konfession nahm er an der 
Konferenz für die Rechte sexueller Minderheiten einen Tag vor der Gay 
Parade Ende Mai 2007 teil.

R u s s l a n d

Weihwasser und Faustrecht 

vs. Schwule und Lesben

A n d r e a s  S t r o h f e l d t

„Ich hasse dieses Land, weil ich mein ganzes Leben Angst davor habe, 
dass mich jemand anschreit: ‘Päderast’ – und mir ins Gesicht schlägt. 
Ich aber bin physisch nicht in der Lage, darauf zu reagieren – weil 
ich Angst habe. Und zugleich hasse ich meine Angst. Ich hasse dieses 
Land, weil ich Angst habe es zu verlassen. Ich bin mir nicht sicher, 
in einem anderen Land leben zu können, weil mich dieses Land zu 
dem gemacht, der ich bin. Ich versuche, nicht daran zu denken, die 
kleinen Freuden zu genießen, mich abzulenken, doch dieses Land 
raubt mir immer wieder meine Würde, indem es mich dazu zwingt, 
es zu hassen. In diesem Land bin ich schutzlos: gegenüber dem ran-
dalierenden Mob, der Miliz, den Behörden, den Nachbarn, der spie-
ßigen Mehrheit und verächtlich-herablassenden Intelligenz… Gott, 
gib mir die Kraft, dieses Land, dass ich so sehr liebe, nicht zu hassen! 
V.A.“

Transitland ins Nirgendwo

Die apolitische Haltung der Mehrheit innerhalb der homosexuellen Gemeinde spiegelt die Lage im Land wider. 
Nationalistische Stimmungen überwiegen. Der Putinsche Bonarpatismus nach den wilden und kriminellen 90er 
Jahren hat vielen Russen das Gefühl von Sicherheit zurückgegeben. Dank Erdöl und Erdgas ist der Wohlstand 
gestiegen. Und die Menschenrechte? Pressefreiheit? Meinungsfreiheit? Die Opfer des Tschetschenienkrieges? 

 „Russland ist in Wirklichkeit ein einfaches Land und die 
 Regeln sind simpel: Russia is a country of Business. We 
make money“ erzählt Dima B., ein im ganzen Land beliebter Discjockey. „Es ist egal, ob Du schwul oder les-
bisch oder wer auch immer bist, wenn Du Deine eigene Ölleitung hast.“ Doch wer kein Stück Pipeline besitzt 

– und das ist wohl die Mehrzahl der Menschen, egal ob schwul, lesbisch, hetero- oder asexuell –, steckt im 
Überlebenskampf. Und der wird mit allen Mitteln geführt. Egal ob es sich um Politiker, Angestellte, Fremd-
arbeiter, Journalisten oder Künstler handelt. In dem ungeheuren Abstand zwischen Lebensniveau und -weise 
einer superreichen Minderheit und der armen oder am Rande der Armut lebenden Mehrheit sieht Professor 
Gilinski die „objektiven Ursachen“ von Intoleranz, Xenophobie, Hass und Neid. Für viele Menschen sei Rus-
sland zum „Transitland ins Nirgendwo“ geworden. 36 Millionen Menschen müssten mit einem Einkommen 
haushalten, das unter dem Existenzminimum liegt – fast ein Viertel der Bevölkerung. Diese Menschen seien 
die „excluded“, die Ausgeschlossenen – die Mehrheit von ihnen Jugendliche und junge Erwachsene, und be-
sonders empfänglich für nationalistische und extremistische Losungen, für Feindbilder. Die „neue Armut“ in 
russischen Verhältnissen. 

Professor Igor Kon, der Sexualwissenschaftler, betrachtet die Haltung von Politik und Gesellschaft zur Homo-
sexualität als Lackmustest der russischen Demokratie. Gegenwärtig werde die „gewöhnliche Homophobie“ von 
der politischen Homophobie getragen und inspiriert. Die erste Gay-Parade habe zu einem gewissen Anstieg der 
Homophobie beigetragen. „Unter der Sowjetmacht war unser Land rot von Blut, heute errötet es vor Scham.“ 

Wer das Pech hat, Opfer homophober Gewalt zu werden oder nicht stark genug ist, die Sticheleien auszuhalten, 
fühlt sich, wie der anonyme Autor eines Briefes an den 2000 nach Tschechien emigrierten Herausgeber einer der 
ersten russischen Journale zum Thema AIDS und Homosexualität:
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Jugendliche in der 
Vojvodina wehren sich gegen 
Rechtsextremismus und 
Nationalismus. Begonnen hat 
alles 2004, als Jugendliche 
aus Brandenburg in Novi Sad 
zu Besuch waren.

F o t o s :  S t e f a n  T e n n e r

Stefan Tenner, Jahrgang 1977, studierte 
Medientechnik und Hörfunk an der Fach-
hochschule in Mittweida. Ab 2003 berichte-
te er als Korrespondent für Hörfunksender 
wie DeutschlandRadio und Radio Corax so-
wie für die Junge Welt, das Neue Deutsch-
land oder den Freitag über Serbien. Derzeit 
lebt er als freier Journalist in Berlin und or-
ganisiert internationale und interkulturelle 
Medien- und Ausbildungsprojekte.

Mitten in der Nacht fl ogen Steine in 
Novi Sad. Fensterscheiben splitterten, die 
Eingangstür wurde mit SS-Runen und 
Hakenkreuzen verunstaltet. Das war im Juli 
2007. Wer das selbstverwaltete Jugendzen-
trum CK13 angegriffen hat, ist bis heute 
nicht geklärt. „Offenbar hatten diejenigen, 
die das waren, etwas gegen unsere Arbeit“, kommentiert CK13-Koordinator Petar Atanackovic den Angriff.
CK13 steht für „Schwarzes Haus Nummer 13“. Passanten der serbischen Hauptstadt bleiben immer wieder 
verwundert stehen und manch einer muss zweimal hinschauen, denn die Fassade ist komplett schwarz gestri-
chen. „Die Farbe  symbolisiert den Zustand der Gesellschaft in der wir leben“, erklärt Ilja Kosmanovic. Im 
CK13 kümmert sich der Student mit den Rastazöpfen vor allem um die Technik und die Webseite. „Manche 
dachten sogar wir wären Faschisten oder irgend eine Sekte“, berichtet der 28-jährige Petar Atanackovic über 
die Verwirrung die in den ersten Tagen in der Nachbarschaft und Lokalpresse herrschte. Die Zahl 13 tat ihr 
Übriges. An einem Freitag den 13. wurde das Haus im Oktober 2006 gekauft. Eröffnet wurde es dann eben-
falls an solch einem Tag im April 2007. Und nicht zuletzt ist die Hausnummer eine 13. Also kein schlechtes 
Omen, hoffen die Aktivisten.

Inzwischen sind die Fenster repariert. Eine Steintafel am Eingang klärt Neugierige selbstbewusst auf: „Dieses 
Haus könnte von historischer Bedeutung werden“, ist in den acht Sprachen zu lesen, die in der Vojvodina 
gesprochen werden. Dazu gehören Serbisch, Ungarisch, Kroatisch, Slowakisch, Rumänisch und die Sprache 
der Minderheit der Russienen (Ruthenen), die Sprache der Roma und Deutsch, das bis 1945 ebenfalls dazu 
gehörte. Petar und Ilja sind fast täglich hier. Der Weg ins CK13 führt sie über einen Hinterhof und spätestens 
dort wird klar, dass das Schwarz wirklich nur Fassade ist. Die Rückwand des Hauses ist knallgelb gestrichen 
und versetzt den betonierten Hof in strahlendes Licht. Im Haus werden Gäste an einem einfachen, selbst 
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Anstoß durch Besuch aus Brandenburg

gebauten Tresen empfangen. Es schließt sich ein Saal mit kleiner Bühne an, wo Konzerte, Diskussionen 
und Filmabende stattfi nden. An den Wänden hängen viele Poster der Anti-G8-Aktionen in Heiligendamm. 
Gemeinsam waren einige Aktivisten vom CK13 im Juni dabei, als in der Nähe von Rostock blockiert und 
demonstriert wurde.

„Man muss nicht erst zum Opfer werden, um sich dagegen zu wehren“, erklärt Petar die Gründe für sein Engage-
ment gegen Rechts. Er hatte bisher keine körperlichen Auseinandersetzungen mit Neonazis. Es gehe vielmehr 
um Prävention. „Die Nazis und die Erfahrungen in Deutschland 1933 sind uns hier allen eine Warnung. Viele 
gute Menschen haben damals nichts dagegen getan und das Ergebnis kennen wir.“ Dabei sei es heute schwierig 
den Leuten zu erklären, dass Nazis nicht nur ein deutsches Phänomen sind, erklärt er. Genauso wie der zuneh-
mende Neofaschismus in Serbien seine Ursachen in der jahrelangen Konfrontation mit Militarismus, Nationa-
lismus, Hass und Krieg hat. Mit dem CK13 Haus eröffnen sich nun aber endlich neue Möglichkeiten um das zu 
bekämpfen. „Wir können jetzt viel mehr machen und das vor allem besser“, freut sich Petar.

 Begonnen hat alles 2004, als Jugendliche aus Branden-
 burg in Novi Sad zu Besuch waren. Sie berichteten von ih-
rer Antifa-Arbeit und Rechtsextremismus in Ostdeutschland. „Es gab erstaunlich viele Parallelen zur Situation 
in der Vojvodina. Die landwirtschaftliche Prägung, Abwanderung, Arbeitslosigkeit und die gleichen Probleme 
mit Rechtsextremen“, erinnert sich Petar. Damals entstand die Idee in Novi Sad ein eigenes Hausprojekt ins 
Leben zu rufen, um Konzerte, Diskussionen, eine Bibliothek und die Dokumentation rechtsextremer Akti-
vitäten zu organisieren. Schließlich gab es seit 1973 kein selbstverwaltetes Jugendzentrum mehr in der Stadt. 

In der Stadt regieren die Radikalen

Aber wie fi nanziert und organisiert man ein solches Projekt? 20 Jugendliche aus Novi Sad traten 2005 einen 
Gegenbesuch in Brandenburg an. Sie informierten sich über das Hausprojekt HORTE in Strausberg und an-
dere Initiativen in Berlin und Brandenburg. Das größte Problem blieb die Finanzierung, doch das löste sich 
schneller als erwartet: 2006 gab die Berliner Organisation „Schüler Helfen Leben“ nach einer Ausschreibung 
dem CK13 den Zuschlag, und das Haus konnte für rund 200.000 Euro gekauft und renoviert werden. 

 Das CK13 ist das bislang einzige Projekt dieser Art 
 in Serbien. In einer Stadt, der die Herrschaft der 
Habsburger ebenso anzusehen ist, wie das Jugoslawien Titos. Die Bevölkerungszahl hat sich seit den 90er 
Jahren nahezu verdoppelt – auf heute 400 000. Tausende serbische Flüchtlinge aus Bosnien und Kroatien 
fanden hier Zufl ucht. Doch 1999 kam der Krieg auch nach Novi Sad: Die NATO bombardierte die Stadt 
und ihre Donau-Brücken, obwohl sie weitab vom Konfl iktherd Kosovo lag. Mit EU-Mitteln wiederaufgebaut, 
scheint heute fast alles so wie vor der Bombardierung. 

Seit nunmehr drei Jahren bestimmt allerdings die populistische Radikale Partei Serbiens (SRS) die Stadtpolitik. 
Ein Szenario, das in der Skupstina, dem serbischen Parlament im 70 Kilometer südlich gelegenen Belgrad, bis-
lang verhindert wurde, obwohl die Radikalen auch dort die mit Abstand größte Fraktion stellen. Die SRS ist ein 
Sammelbecken für Unzufriedene, für Vertriebenen und für diejenigen, die eine Annäherung Serbiens an EU 
und NATO genauso ablehnen, wie die liberal-prowestliche Ideologie, die seit dem Sturz von Slobodan Milo-
sevic in wechselnden Spielarten in Serbien in Mode ist. Für Petar ist die SRS eine extrem rechte Partei, jedoch 
ohne Naziideologie, wie sie beispielsweise bei der deutschen NPD zu fi nden ist. Die Anzahl der SRS-Wähler 
ist in den letzten Jahren konstant geblieben. Die Radikalen  profi tieren vor allem von der geringen Wahlbeteili-
gung, die selbst bei Parlamentswahlen extrem niedrig ist. „Die Radikalen sind ein Problem, ein anderes sind die 
Parteien, die heute in Serbien regieren. Sie präsentieren sich als Demokraten, sind es aber selbst oftmals nicht 
und sorgen damit für einen immensen Auftrieb rechtsextremer und faschistischer Gruppen“, kritisiert Petar die 
Entwicklung, seit der tatkräftig vom Westen unterstützten politischen Wende Serbiens vor sieben Jahren.

„Serbien ist bis heute ein isoliertes Land“, sagt Ilja. Noch zu jugoslawischen Zeiten konnte man frei reisen, heute 
muss man viel Geld, Geduld und Beziehungen haben, um ins Ausland reisen zu können. Mit der EU-Osterwei-
terung hat sich die Situation sogar noch verschlimmert. Die bürokratischen Hürden ausländischer Botschaften 
und die hohen Kosten sorgen dafür, dass etwa 70 Prozent der jungen Menschen in Serbien noch nie im Ausland 
waren. So entstehe besonders unter Jugendlichen ein verzerrtes Bild von anderen Ländern und Kulturen, und 
das nähre die rechtsextremen Tendenzen. Als Wegbereiter einer nationalistischen Politik gilt liberalen Serben 
auch die DSS, die Demokratische Partei Serbiens von Premier Vojislav Kostunica. Für den Historiker Milivoj 



100 101

Aktivisten brauchen langen Atem

Beslin ist Kostunica gar ein größerer Nationalist, als es Milosevic je war. „Slobodan Milosevic war Pragmatiker 
und bereit seine Politik zu ändern. Kostunica hält aber schon seit Jahrzehnten an nationalistischen Ideen fest“, 
meint der junge Wissenschaftler. 

Als Antwort auf diese Entwicklung ist heute besonders bei jungen Menschen ein weit verbreiteter nostalgisch-
verklärender Blick zurück angesagt: in die guten, alten Zeiten Jugoslawiens. 45 Jahre existierte der Vielvölker-
staat in der friedlichsten Zeit, die dieser Teil Europas 1000 Jahre lang erlebt hatte. Aus einer primitiven Agrar-
gesellschaft wurde ein Industrieland. Der heute als Kultfi gur geltende damalige Staatslenker Tito legte aber auch 
die Grundlagen für die Konfl ikte der 90er Jahre, meint Petar. Der „kommunistische Terror“, von dem die Rech-
ten heute reden, war seiner Ansicht nach aber dennoch das Beste was Ex-Jugoslawien passieren konnte. Trotz der 
vielen Unzulänglichkeiten, die sich später zeigten. Gewünscht hätte sich Petar eine friedliche Transformation 
des sozialistischen Jugoslawiens  in eine moderne demokratische Gesellschaft. Daraus wurde bekanntlich leider 
nichts. Serbien hat heute dafür andere Probleme zu lösen.

 Für die Vojvodina ist der Auftrieb rechter Tendenzen 
 dabei besonders heikel. Ein Drittel ihrer zwei Millionen 
Einwohner gehört einer der etwa 30 verschiedenen Minderheiten an. Die Vojvodina ist eine der kulturell viel-
fältigsten Regionen Europas. Vor allem 2004 ereigneten sich viele Zwischenfälle: Allein im ersten Halbjahr 
wurden 44 ethnisch motivierte Übergriffe und die Zerstörungen von 32 Gräbern registriert. Das EU-Parlament 
sah sich damals veranlasst, von einer Unterdrückung der Minderheiten zu sprechen. Seitdem ist es etwas ruhiger 
geworden. Nicht zuletzt weil Polizei und  Justiz vor zwei Jahren schnell und überraschend hart reagierten, als 
es zu einem faschistischen Übergriff auf eine Veranstaltung in der Philosophischen Fakultät der Uni von Novi 
Sad kam. Der erste Prozess gegen Neonazis in Serbien endete mit drakonischen Strafen und war für die rechte 
Szene ein abschreckendes Signal. Trotzdem erhält der serbische Nationalismus weiteren Aufwind. Besonders 
durch die orthodoxe Kirche, die in den letzten Jahren einen nie da gewesenen Machtzuwachs erlebt hat. Allein 
18 neue orthodoxe Kirchen zählten die Autoren einer vom CK13 herausgegebenen kritischen Broschüre in und 
um Novi Sad. Der Bauboom demonstriere die Klerikalisierung der serbischen Gesellschaft, ist darin zu lesen. 
Betroffen sei das gesamte öffentliche Leben – Investitionen und die strategische Ausrichtung der Außenpolitik 
ebenso wie gesellschaftliche Diskurse über moralische Fragen.

Im CK13 läuft auch noch bis 2008 das religionskritische Projekt „Devided God“ (Geteilter Gott). In Zusam-
menarbeit mit Partnern aus dem slowenischen Ljubljana, dem bosnischen Mostar, Berlin und Istanbul geht es 
in Videoarbeiten um die  Frage: „Sind Religionen der Schlüssel, um Toleranz und die Lösung von Konfl ikten zu 
erreichen, oder sind sie selbst daran beteiligt diese Probleme zu schaffen?“ 

Das schwarze Haus von Novi Sad

S t e f a n  T e n n e r

S e r b i e n

Petar managt das Projekt und hat selbst eine kritische Haltung 
zu Religionen. „In einer modernen Gesellschaft kann für mich 
die Kirche keinen starken Einfl uss und auch keine wichtige Be-
deutung haben“, meint er. Dass andere Menschen religiös sind, 
akzeptiert er, aber nur solange sie ihn oder andere nicht dazu 
zwingen, auch an religiösen Ritualen teilzunehmen. Im Mittel-
punkt seiner Kritik steht dabei bislang ausschließlich der Ein-
fl uss der orthodoxen Kirche, obwohl er auch weiß, dass auch von 
anderen kirchlichen Organisationen negative Entwicklungen 
ausgehen. „Es ist ganz einfach: Würde ich in Kroatien oder in 
Polen leben, würde ich meine Kritik vor allem auf die katholische 
Kirche richten“, sagt Petar.

Es ist inzwischen Abend. Im CK13 werden die in Mostar entstan-
denen Filme aufgeführt. Gut 30 Besucher sind gekommen, weit 
mehr als erwartet. Darunter neue Gesichter, auch älteres Publi-
kum. Für Petar ist das ein erster Erfolg: Langsam wird das CK13 
als Ort alternativer Kultur und Diskussion wahrgenommen.

Die Zukunft bleibt indes mit vielen Risiken verbunden, dessen 
sind sich die Aktivisten bewusst. Wie lange das Schwarze Hau-
se Nummer 13 überlebt, hängt jetzt von ihnen und der Unter-
stützung von außen ab. Langer Atem wird nötig sein, um das 
düstere Gesellschaftsbild aufzuhellen. Es gehe jetzt nicht darum, 
zehn Stockwerke auf dem Haus zu errichten, heißt es augen-
zwinkernd. Besser wären zehn solcher Häuser in der Stadt, in de-
nen man sich um die Lösung der zahlreichen Probleme kümmert. 
Die müssten auch nicht unbedingt alle schwarz sein.

Mehr Infos zum CK13 in Novi Sad: www.ck13.org



102 103

Exotenstatus: 

Schwarz & homosexuell in Polen

R i v e r  T u c k e r

P o l e n

Die jungen Warschauer Krystian 
und Ania gehören gleich mehreren 
Minderheitengruppen an. Trotz 
offener Anfeindungen versuchen 
sie ein normales Leben zu führen.

F o t o s :  R i v e r  T u c k e r

River Tucker wurde 1979 in Kanada gebo-
ren und wuchs im Ruhrgebiet auf. Im Som-
mer 2007 beendete sie die Ausbildung an 
der Berliner Journalistenschule. Seitdem 
arbeitet sie als freie Journalistin in Berlin 
für Zeitungen, Zeitschriften und Radio-
sender, u.a. für den Tagesspiegel, L .mag 
und den rbb. Seit ihrem ersten Aufenthalt 
in Warschau 2005 schreibt sie viel über die 
Aufbruchstimmung im Nachbarland.

„Schwuler, Neger – geht’s noch schlimmer?“- 
fragten Rechtsradikale im Sommer 2006 
auf der polnischen Webseite der rechts-
extremen Organisation „Blut und Ehre“. 
Gemeint war Krystian Legierski, 29 Jahre alt, 
offen schwul und dunkelhäutig – das perfekte 
Feindbild für Neonazis.

Krystian Legierski sitzt in seinem Club 
„Tomba Tomba“ in Warschau, in ein paar Stunden kommen die ersten Gäste. Fragt man ihn nach den Rechtsra-
dikalen, schmunzelt er nur. So richtig ernst nehmen möchte er sie nicht. Seine lässige Körpersprache vermittelt: 
Hier steht einer, der sich nicht leicht Angst einjagen lässt. Er ist muskulös, spricht besonnen. „Was soll ich 
schon dazu sagen. Das ist dummer Extremismus, der sehr gefährlich sein kann.“ Nachdem Krystians Name mit 
Foto und Telefonnummer auf „Blut und Ehre“ veröffentlicht wurde, folgten Telefonterror und Anfeindungen 
per SMS: „Ich bring dich um. Wir werden dich hängen“ oder „Du schwarze Schwuchtel, geh zurück nach Afri-
ka.“ Passiert ist ihm nichts. Auf der Liste standen Künstler, feministische Professorinnen, Linke, Schwule und 
Lesben – alle, die in den Augen der Neonazis „Andersartigkeit unterstützen“. Einige auf der Liste hatten weni-
ger Glück. Ein Künstler wurde auf offener Straße niedergestochen, die Wohnung eines schwulen Aktivisten ab-
gebrannt. Verbalattacken ist Krystian gewohnt, auch wenn er nicht fi ndet, dass das häufi g passiert. „Vielleicht so 
zwei Mal im Jahr. Ich bin in Polen aufgewachsen und war schon immer schwarz. Aber ich glaube, solche Sachen 
können genauso gut in Deutschland oder Frankreich passieren. Vielleicht haben die Leute hier ein Problem mit 
Homosexualität, aber es sind nicht alle Polen gleich so aggressiv. Diese Rechtsradikalen gibt es überall.“

Aufgewachsen ist er in einem kleinen Dorf im Süden von Polen. Seine Mutter ist weiß, sein schwarzer Vater war 
als US-Navy-Student in Polen, kennen gelernt hat er ihn nie. Seine Kindheit als einziges schwarzes Kind in dem 
kleinen Dorf hat Krystian als unproblematisch empfunden. „Klar wollten mich alle anfassen, aber sie waren nur 
neugierig. Die Leute waren alle sehr nett. In Warschau sind die Menschen dagegen weniger freundlich.“ Erst 
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P o l e n

R i v e r  T u c k e r

Böser Anruf von der Mutter

in der Metropole erfuhr Krystian was Anderssein bedeutet. Vor zehn Jahren ist er in die polnische Hauptstadt 
gekommen, um Jura zu studieren, zurzeit schreibt er seine Doktorarbeit über die rechtliche Grundlage für die 
Homo-Ehe in Polen. Jahrelang engagierte er sich ehrenamtlich im schwullesbischen Verein Lambda. Krystian 
Legierski ist ein Kämpfer, aber nicht unbedingt aus Leidenschaft, sondern weil es notwendig ist. „Es ist ein 
blöder anstrengender Job, aber er ist wichtig. Es kommt einem idiotisch vor, dass man hier den Leuten etwas 
erklären muss, was 600 Kilometer weiter selbstverständlich ist“, echauffi ert er sich. 

Bei seinem Kampf gegen die Diskriminierung hat er sich sogar mit den ganz Großen der Politik angelegt. Ne-
ben seinem Studium führte er den Kult-Club „Le Madame“, bis dieser von Lech Kaczynski geschlossen wurde. 
Es war ein Club, der zu einem Ort für die junge Kaczynski-Opposition wurde, ein Treffpunkt für Künstler, 
kritische Journalisten, darunter viele Schwule und Lesben. „Das war Kaczynskis Feldzug gegen uns und er hat 
die erste Runde gewonnen.“, erklärt der Clubbesitzer. Der Politiker der rechtskonservativen Partei „Recht und 
Gerechtigkeit“ (PiS) war damals noch Bürgermeister in der Hauptstadt. Nachdem das Gebäude durch ein Ge-
richtsurteil der Stadt Warschau zugesprochen wurde, verlängerte er den Vertrag nicht. Die Auseinandersetzung 
fi el direkt in den Präsidentschaftswahlkampf 2005. Kaczynski konnte sich mit der Schließung des „Le Madame“ 
als konservativer Wertewächter profi lieren. Im selben Jahr wurde auch die „Parade der Gleichheit“, die Demons-
tration für die Rechte von Schwulen und Lesben, vom Bürgermeister und Präsidentschaftskandidaten Kaczyn-
ski verboten. Es folgten hitzige Diskussionen in den Medien und geschmacklose Äußerungen konservativer 
Politiker; Schwule wurden als Pädophile bezeichnet, Arbeitslager für Lesben gefordert. 

 Die Sozialdemokraten stellten damals noch die polnische 
 Regierung  und unterstützten die Parade demonstrativ. „In 
welche Richtung will Polen gehen?“, fragten die Demonstranten damals auf der Parade. Die einen marschierten 
mit der Parade der Gleichheit für Meinungsfreiheit und Vielfalt, für die EU und ein offenes Polen. Die anderen 
skandierten am Rand gegen die „Perversen“. Mittlerweile ist die Parade nicht mehr verboten, aber die rechtsradi-
kalen Gegendemonstranten sind geblieben, zu lange war Homosexualität ein Tabu im katholischen Polen. Wäh-
rend des Kommunismus und noch Jahre danach waren Homosexuelle unsichtbar. Um das zu ändern, posierte 
Krystian vor fünf Jahren für eine polenweite Plakat-Aktion eines Musikmagazins. „Es war das erste Mal, dass 
Schwule sichtbar wurden und es war natürlich ein Skandal“. 

Ein Skandal und zugleich das Coming Out in seiner Familie. Seiner Mutter hatte er vorher nichts gesagt, und 
der erboste Anruf ließ nicht lange auf sich warten. „Seit zwei Jahren wird es besser, sie ist sehr katholisch und 
versteht es überhaupt nicht. Aber sie liebt mich trotzdem.“ Das ist es was für Krystian zählt. Auch wenn es nicht 
einfach ist, er liebt seine Heimat. „Polen ist noch nicht fertig, hier kann jeden Tag alles passieren. Das gefällt 

Vater aus Haiti, Mutter Polin

mir.“ Anders als andere seiner Generation, darunter viele Schwule und Lesben, die für einen Job und mehr 
Freiheit ins Ausland gehen, will der 29-Jährige in Polen bleiben. Nach seinem Studium ist er viel gereist. Aber 
im Ausland leben möchte er nicht. Ihn verbindet eine tiefe Verbundenheit mit Polen und der Art zu leben, zu 
denken und zu kommunizieren. „Selbst wenn ich mit vielem hier nicht einverstanden bin, ich verstehe es, es ist 
meine Sprache, alles ist mir vertraut.“ Ob Krystian Diskriminierung, positive wie negative, in der Schwulensze-
ne erlebt hat? Sein Gesicht sieht aus als wolle er fragen, was Diskriminierung ist. Ob er schon mal das Gefühl 
hatte, dass sich Männer für ihn interessieren, weil er ein „Exot“ ist? Allein die Frage scheint ihm unangenehm zu 
sein, es passt nicht zu seinem Selbstbild, er zögert. „ Ich fühle keine Diskriminierung. Aber vielleicht auch nur 
deshalb, weil ich sie nicht sehen will.“

 Den Exotenstatus kennt auch Ania Pachalko gut. Sie ist in 
 Warschau geboren und lebt seit 37 Jahren in der Haupt-
stadt. Ihre Mutter ist Polnischlehrerin, ihr Vater stammt aus Haiti und hat die Mutter noch vor der Geburt 
verlassen. Alles was sie von ihm weiß, ist der Name, es gibt lediglich ein Foto vom Vater. 

Ania sitzt im Café Bastylia, in der Crêperie arbeiten fast nur Lesben und ein paar Schwule, das Café ist ein 
inoffi zieller Treffpunkt für die Frauen. Sie erzählt von ihrer Kindheit zu Zeiten des Kommunismus als ein-
ziges dunkelhäutiges Kind in der Schule. Wie eine exotische Frucht wollten die Menschen sie ständig anfassen 
und bestaunen. Alle dachten, sie sei eine Ausländerin. Absurd für die Tochter einer Polnischlehrerin, deren 
Sprache von der strengen Mutter perfekt geschliffen wurde. „Du kannst aber gut Polnisch“, waren die kränken-
den Sätze der Anerkennung. Wie zum Beweis macht sie auch heute noch einen polnischen Zungenbrecher aus 
verschiedenen Zischlauten nach. „Ich konnte das immer am besten von allen und trotzdem fragten alle, woher 
ich komme“, empört sie sich. Zudem dachten alle, sie sei ein Junge. Doch schwerer als die Engstirnigkeit von 
Fremden belastet sie das Verhältnis zu ihrer Mutter. Als Ania neun Jahre alt war, erkrankte die Mutter an Schi-
zophrenie, sie kam in die Psychiatrie und konnte sich nicht mehr um ihre Tochter kümmern. Ania musste ins 
Kinderheim. Auch dort fi el sie auf, zog durch ihr Anderssein auch schnell mal Ärger auf sich. „Aber ich hatte 
immer eine Antwort“, erklärt sie, ballt ihre Faust und lacht. „Ich konnte mich immer durchsetzen, und ich hatte 
Freunde, die zu mir gehalten haben.“ 

Mit 21 Jahren zog sie wieder zu ihrer Mutter. Doch das Verhältnis war gestört, die fehlenden Jahre konnten 
beide bis heute nicht aufholen. Dass sie Frauen liebt war ihr damals noch nicht bewusst. Erst in einem christ-
lichen Camp traf sie vor neun Jahren eine Frau, in die sie sich verliebte. Für beide war es schwer, die neuen Ge-
fühle und das Begehren mit ihrem Glauben zu vereinbaren. Dieser war in Anias Leben immer wichtig gewesen. 
Katholisch erzogen fand sie seit ihrer Zeit im Kinderheim Halt in der protestantischen Gemeinde im Viertel. 
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Vorbereitung auf das Coming-Out

Mittlerweile ist sie aus der Gemeinde ausgetreten und singt nur noch im Chor. „Ich wollte niemandem Schwie-
rigkeiten machen, weil ein lesbisches Gemeindemitglied geduldet wird“, erzählt Ania. Noch immer hadert sie 
mit sich und ihrem Glauben. Manchmal weiß sie, dass Gott sie noch liebt, aber ganz sicher ist sie nicht. „Ich 
fühle mich verloren.“

 Bis heute weiß die Mutter nicht, dass ihre Tochter lesbisch 
 ist. Ania ist dabei, sich auf ihr Coming-Out vorzubereiten. 

„Noch vor ein paar Jahren dachte ich, es sei völlig unmöglich. Aber ich habe gelernt, immer mehr von mir und 
meiner Einstellung zu erzählen, auch wenn meine Mutter mir nicht zustimmt.“ In den letzten Jahren hat Ania 
nach und nach immer mehr Menschen von ihrer Beziehung zu Frauen erzählt. Am Ende wird die Mutter stehen, 

„auch wenn sie sehr homophob ist“. Dann wird sie sich nicht mehr verstecken müssen und vielleicht das erste Mal 
eine gleichberechtigte Beziehung mit ihrer Mutter haben. „Sie redet immer – und ich erzähle ganz wenig von mir. 
Es gibt einfach einen tiefen Bruch in unserer Beziehung.“

Doch jetzt redet Ania. Nach der anfänglichen Scheu scheint es ihr zu gefallen, dass nun allein sie zu Wort 
kommt. Auch das Interview für die deutsche Presse ist Teil des Coming-Out-Prozesses. Bei der letzten Parade 
der Gleichheit ist sie mitgelaufen. Auch wenn ihre Kollegen in der Bank nicht wissen, dass sie lesbisch ist, ging 
sie das Risiko ein, gesehen zu werden. Wie viele andere wäre sie sogar froh, wenn ihr Umfeld es auf diesem 
Weg erfahren würde.

Ob die Polen rassistisch sind? Ania fi ndet das nicht. „Hier ist es eher die Angst vor dem Unbekannten, die das 
Land noch immer dominiert, kein Rassismus im eigentlichen Sinne. Ich glaube, es ist schlimmer, wenn du Russe 
oder Deutscher bist“, meint sie und lächelt. Mit der gesellschaftlichen Entwicklung in Polen hat auch sie zu ihrer 
lesbischen Identität gefunden. Noch immer ist es ein Prozess, darum zu kämpfen, dass andere sie akzeptieren 
und zu sich selbst zu stehen. Polen ringt mit den Folgen der Freiheit. „Früher waren alle gleich, jetzt müssen wir 
lernen, dass es unterschiedliche Lebensentwürfe gibt. Wir müssen akzeptieren, dass es arme, reiche, religiöse 
und nicht-religiöse Menschen gibt – dass es Vielfalt gibt“, erklärt Ania. Auch Krystian fi ndet Polen nicht beson-
ders rassistisch. Man zähle einfach schnell zu denen, die anders sind. „Es reicht ja schon, wenn du rote Haare 
hast – da ist es auch egal, wenn du schwarz bist.“

P o l e n

Exotenstatus: 

Schwarz & homosexuell in Polen

R i v e r  T u c k e r
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W i o l e t t a  W e i ß

P o l e n

Die Mitglieder des Vereins „Nigdy 
Więcej’ (Nie wieder) kämpfen 
seit der Wende unermüdlich 
gegen den Rechtsextremismus und 
Faschismus in Polen.

Musik gegen Rassismus

F o t o s :  W i o l e t t a  W e i ß

Wioletta Weiß wurde 1973 in Polen geboren. 
Zur Zeit lebt sie in Berlin. Seit vier Jahren 
arbeitet sie als Autorin und Redakteurin für 
den rbb und für den Fernsehkanal „Arte“. 
Sie hat Germanistik in Breslau studiert und 
machte ihren Abschluss in Neuerer Deut-
scher Literatur, Publizistik und Kommuni-
kationswissenschaft sowie Soziologie an der 
Freien Universität Berlin.

„Schauen Sie mal! Jemand hat den Anker,  
das Symbol des polnischen Patriotismus,  
neben das Hakenkreuz gemalt. Als hätte 
das eine mit dem anderen etwas zu tun. Das 
Erschreckende ist aber, dass es für manche 
Polen tatsächlich kein Widerspruch ist”, 
sagt Jacek Purski und zeigt auf eine mit fa-
schistischen Symbolen bedeckte Hauswand. 
Er ist in der Warschauer Altstadt unterwegs, um zu gucken, wo neue Schmierereien entstanden sind. Früher 
hat Purski mit Freunden nachts die Symbole unkenntlich gemacht, jetzt hat er dafür keine Zeit mehr. „Diese 
Kneipe auf dem Neumarkt war Anfang der 90er Jahre ein bekannter Rechtsradikalentreff. Sie saßen dort 
mit Glatze und Bomberjacke und haben den Menschen Angst eingejagt. Diesen Ort haben sie aufgegeben, 
ihren militanten Kleidungsstil auch. Sie tragen jetzt Anzug und Krawatte und machen die polnische Politik 
unsicher“, erzählt der 26-Jährige Warschauer. Purski arbeitet für den Verein „Nie wieder“. Dieser kämpft auf 
vielen Feldern gegen rechtsextreme und antisemitische Gesinnung in Polen. Sein Chef Marcin Kornak steuert 
die Initiative von Bydgoszcz aus. Er vergibt keine Termine. Interviews mit ihm sind nur telefonisch möglich. 
Er hat Angst vor rechtsradikalen Angriffen. Aus dem gleichen Grund trifft sich Jacek Purski mit Journalisten 
nur in seinem Stammcafe am Theater „Buffo” in Warschau. Hier fühlt er sich sicher. Von Anfang an besitzt 

„Nie Wieder“ kein offi zielles Büro.

 Die Initiative hat Stützpunkte in vielen polnischen 
 Städten. Sie wurde von Marcin Kornak, einem Dichter 
und Texter vieler prominenter Rockgruppen gegründet. Kornak begann sich zu engagieren, als 1992 Rechts-
radikale in seiner Heimatstadt Bydgoszcz ein Studentenwohnheim anzündeten. Dort wohnten viele Araber 
und Schwarze. Das Ereignis zwang den damals 24-Jährigen etwas zu unternehmen, obwohl er damals schon 
körperlich sehr stark eingeschränkt war. Seit einem schweren Badeunfall ist er an den Rollstuhl gefesselt. Un-
ermüdlich organisierte er mit Freunden Demos, Märsche und Konzerte. Die Initiative hat unter dem Motto 
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W i o l e t t a  W e i ß

Im Opfermythos verfangen

„Gott, Ehre und Vaterland“

„Musik gegen Rassismus” in den 90er Jahren über 400 Veranstaltungen auf die Bühnen in ganz Polen gebracht. 
„Unsere Idee hat sich sehr schnell herumgesprochen, viele Menschen haben uns über die neofaschistischen 
Gruppierungen in ihren Heimatorten geschrieben. Manche aus Angst und manche wohl aus Ärger”, erzählt 
Marcin Kornak. Mittlerweile sind in dem Netzwerk über 100 ehrenamtliche Mitarbeiter tätig. Jacek Purski ist 
vor zehn Jahren dazugestoßen. Als Jugendlicher wurde er von Rechtsradikalen zusammengeprügelt, weil ihnen 
seine langen Haare nicht gefi elen. Er kannte die Schläger und sie ihn. 

 Nach der Wende kamen in Polen viele verschiedene 
 rassistische und rechtsradikale Gruppen zum Vorschein. 
Unter ihnen waren gewalttätige Skinheads und Hooligans, aber auch viele Gruppierungen mit Ideologie. Diese 
fanden eine Basis in der polnischen Gesellschaft. „Sie knüpften an den polnischen Freiheitskämpfermythos und 
an polnische Nationalisten und Antisemiten vor dem Zweiten Weltkrieg an. Außerdem stützten sie sich auf das 
Grundgefühl vieler Polen, die immer noch in einem Opfermythos verfangen sind. Die Mehrheit glaubt, dass 
Polen mehr unter der deutschen Besatzung gelitten haben als die Juden. Deswegen fällt es ihnen schwer, Mitleid 
mit den jüdischen Opfern zu empfi nden. „Mit diesen Mythen hat man sich nie auseinandergesetzt“, sagt Mar-
cin Kornak. Auch wenn die nationale Bewegung im Vorkriegspolen („Endecja“) nie an die Macht kam, hatte 
sie einen großen Einfl uss auf die polnische Jugend. Ihre Schlägertrupps eiferten Mussolinis „Schwarzhemden“ 
nach, überfi elen jüdische Geschäfte und prügelten Juden auf der Straße zusammen. Doch zu einem Schulter-
schluss mit den deutschen Nationalsozialisten kam es nicht, weil Deutschlands Expansionsdrang die größte 
Gefahr für den wieder auferstanden, polnischen Staat war. Im Kommunismus wurde der Nationalismus kon-
sequent unterdrückt. Desto stärker trat er nach der Wende hervor. Dass die polnischen Rechtsradikalen keine 
Berührungsängste mit Nazis haben, trotz ihrer bekannten Verbrechen in Polen, fällt auch Soziologen schwer zu 
deuten. Für Rafal Pankowski, Soziologe und Rechtsextremismusexperte am Collegium Civitas in Warschau, ist 
es ein Beleg für die Schizophrenie der Betroffenen: „Der polnische Faschismus trägt die Symbole seiner Feinde, 
lobt auch gelegentlich „Hitlers Verdienste“ und führt sich so selbst ad absurdum.“ 

 Jacek Purski wird besonders nachdenklich, wenn er an 
 den Gründer der Partei der Nationalen Wiedergeburt 
Polens denkt. Adam Gmurczyk ist wie Jacek Purski im Warschauer Arbeiterviertel „Wola“ aufgewachsen. Ihre 
Väter haben beide in der „Solidarnosc-Bewegung“ gegen den Kommunismus gekämpft. Hier endet schon die 
Gemeinsamkeit. Adam Gmurczyk hat die Partei der Nationalen Wiedergeburt Polens (NOP) gleich nach der 
Wende registriert. Demokratie ist für ihn alles andere als die bestmögliche Staatsform. „Demokratie bedeutet 
die Macht des Pöbels oder bestimmter Interessengruppen, die nur ihr eigenes Wohl vor Augen haben und 
nicht das Wohl des Volkes”, sagt Gmurczyk. Im rechtsextremen Propagandaorgan der Partei mit dem Titel 

Gesetze, die nichts taugen

Die Liste der „Rassenfeinde“

„Schwert” veröffentlichen auch international bekannte Neofaschisten wie Roberto Fiore und David Irving. Ar-
gumente für Antisemitismus sucht Adam Gmurczyk ausgerechnet in der christlichen Lehre. „Die Juden sind 
Heiden, weil sie Gott als Messias und seine Mission als Erlöser auf Erden ablehnen”, behauptet Gmurczyk. Im 
Internet fordert die Partei auf einem Plakat „Bomben auf Israel –die Zeit ist gekommen“. Sie beschwört den 
Traum von einer Welt, in der alle Völker nebeneinander existieren. Sauber getrennte, voneinander abgeschottete 
Nationen, in denen Juden, Ausländer, Linke und Homosexuelle keinen Platz haben. Engere Beziehungen un-
terhält die NOP zu Großbritannien, Kontakte mit der NPD gibt es sporadisch. Der Grund ist die Sympathie 
der Deutschen zu den Russen und die Tatsache, dass sie die Oder-Neiße-Grenze in Frage stellen. Mittlerweile 
sitzen NOP- Funktionäre in vielen Stadt- und Gemeinderäten. Offi ziell geben sie sich meistens als parteilos. 
Dass sich in den Reihen der Partei auch radikale Skinheads befi nden, ist für Adam Gmurczyk nichts Außerge-
wöhnliches: „Jeder Mann verspürt ab und zu den Drang, jemandem eins überzuziehen.“

 „Die rechtsradikalen Gruppierungen konnten in den 90er 
 Jahren ihre Strukturen fast ungehindert ausbauen. Die 
Staatsanwaltschaft hat sich nicht um sie gekümmert”, sagt Marcin Kornak von „Nie Wieder”. Mehrere Monate 
dauerte die Kampagne des Vereins für das Verbot von faschistischen und rassistischen Organisationen. Die 
Mitarbeiter organisierten Unterschriftenaktionen, stellten Anfragen und arbeiteten eng mit prominenten pol-
nischen Politikern zusammen. Den Artikel 13 in der polnischen Verfassung zählt die Initiative zu ihren größten 
Erfolgen. Mit seiner Verabschiedung 1997 sind politische Parteien oder andere Organisationen, die Faschis-
mus, Rassismus oder Kommunismus propagieren, verboten. „Die Gesetze wurden nicht konsequent umgesetzt. 
Deswegen haben wir beschlossen, kleinere Stellen unter Druck zu setzen, bei denen das Problem am stärksten 
sichtbar war“, sagt Purski. Sein Verein hat mit dem polnischen Fußballverband verhandelt, schaltete dabei die 
Fifa und die UEFA ein. So dass schließlich eine neue Klausel in die Stadienvorschriften eingeführt wurde: Kein 
Spiel darf angepfi ffen werden, wenn sich auf den Tribünen Flaggen mit faschistischen Symbolen befi nden. „Wir 
haben eine Hürde überwunden, kaum jemand traut sich jetzt, solche Symbole zu zeigen. Doch das Problem der 
gewaltbereiten Fußballfans ist noch lange nicht vom Tisch, erzählt Purski. Deswegen führt „Nie wieder“ spe-
zielle Trainings für junge Sportvereine und Schüler durch und organisiert Fußballmeisterschaften unter dem 
Motto „Kick den Rassismus aus dem Stadion”.

 Auf Drohungen wie zum Beispiel „Wir machen mit dir, 
 was Hitler mit den Juden gemacht hat” oder „Endlösung 
ist nah” reagiert Jacek Purski mit Gelassenheit, Drohbriefe schmeißt er in den Müll. Doch es gibt Dinge, 
die ihn beunruhigen. Sein Name, mit Foto und Handynummer erscheint im Internet auf der sogenannten 

„Liste der Rassenfeinde” zusammen mit anderen polnischen Antifaschisten, Emigranten, Homosexuellen und 
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Ausländern. Die Seite stammt vom polnischen Ableger der internationalen neonazistischen Organisation Blood 
& Honour. Sie wurde kürzlich auf einem polnischen Server gesperrt, um kurz danach auf einem texanischen zu 
erscheinen, wo sie bis heute störungsfrei funktioniert. „Blood & Honour gehört zu den besonders hartnäckigen 
Fällen, weil die Gruppe für die polnische Justiz nicht greifbar ist”, erzählt Jacek Purski. Doch den Kampf gibt 

„Nie wieder” nicht auf. Der Verein macht Seiten mit rechtsradikalem Inhalt ausfi ndig und zwingt die Provider 
sie zu sperren. Im Rahmen der Kampagne „R@cism Delete” sind bereits über 100 Internetseiten aus dem Netz 
verschwunden. „Das Problem ist wie eine Krake, der die Tentakel ständig nachwachsen: Wir lassen die Seiten 
sperren, an ihrer Stelle erscheinen neue”, sagt Purski. Doch nicht nur das raubt ihm den Schlaf. 

„Kaum jemand klagt in Polen gegen faschistische oder rassistische Aussagen, weil es eine gewisse gesellschaft-
liche Akzeptanz solcher Parolen gibt”, fügt Purski hinzu. Antisemitismus und Nationalismus sieht er tief in 
der polnischen Gesellschaft verwurzelt. Außerdem wird das Problem verschleppt. „Wir arbeiten sehr viel mit 
Journalisten zusammen. Und wie oft haben wir gehört: ‘Rassismus und Faschismus, ja das ist wichtig, aber wir 
haben doch wichtigere Probleme, wie Korruption und Arbeitslosigkeit.” 

Um so stärker setzt „Nie wieder“ auf eigene Recherche. Im sogenannten „Braunen Buch“ fassen die Aktivisten 
seit zehn Jahren rechtsextreme Vorfälle zusammen. Diese erscheinen dann in ihren Publikationen und werden 
als Newsletter an die größten polnischen Medien geschickt. Der Verein vermittelt auch Gesprächspartner und 
stellt den Journalisten Beweisfotos zur Verfügung. Das „Nie wieder“-Register“ führen zwei Parteien an: Partei 
der Nationalen Wiedergeburt (NOP) von Adam Gmurczyk und die Liga der Polnischen Familien mit ihrer 
Kaderschmiede, der „Allpolnischen Jugend” an. Vor den Parlamentswahlen im Juni 2004 prangerte „Nie wieder“ 
die Werbespots der NOP im öffentlich-reichlichen Fernsehen an. Einmal werden zwei Strichmännchen beim 
Anal-Sex-Verkehr, der Schlagzeile „Schwuchtelerei verboten“ und einem Galgen gezeigt. Ein anderes Mal wer-
den etablierte polnische Parteien als „Schweinekraten“ beschimpft. Die Spots wurden zu öffentlichen Skandalen, 
die Partei wurde verklagt.

Januar 2005 berichtete „Nie wieder“ über zwei Mitglieder der Liga der polnischen Familien aus Stettin, die per 
Zug zu einem Parteitreffen nach Warschau reisten. Unterwegs riefen sie „Heil Hitler“ und lobten Hitler dafür, 
dass er „Ordnung mit den Juden gemacht hat“. Einer von ihnen beschimpfte eine Kellnerin im Speisewagen als 

„jüdische Nutte“. Die Politiker wurden mit sechs Monaten Haft mit Aufl agen bestraft. 

Die Liga der polnischen Familien wurde nach der Gründung 1997 in nur sechs Jahren durch die Wahlen 2004 
zur drittstärksten Regierungskraft. Auch die LPR beruft sich auf polnische Nationalisten vor dem Zweiten 
Weltkrieg und macht Politik gegen Homosexuelle, Liberale und EU-Befürworter. Ihr Parteiführer Roman 

P o l e n

Attacke von Links

W i o l e t t a  W e i ß

Giertych saß bis vor kurzem noch als Vizepremier und Bildungsminister in der „Kaczynski-Regierung“. Der 
einfl ussreichste katholische Sender „Radio Maryja“ unterstützt die Partei. „Wir haben uns zum Ziel gesetzt, alle 
Vorfälle dieser Politiker und ihre Lebensläufe an die Medien zu befördern, um ihr wahres Gesicht zu zeigen und 
um sie zu blamieren,“ erzählt Jacek Purski. 400 Artikel über diese Partei und andere etablierte Politiker hat „Nie 
wieder“ in die polnischen Medien lanciert. Der Verein fi nanziert sich aus Spenden und vom Plattenverkauf, bei 
denen namhafte polnische Musiker umsonst mitmachen. Auch EU-Gelder helfen der Organisation dabei über 
die Runden zu kommen. 

„Wir haben lange vor den Rechtsradikalen gewarnt“, erzählt Marcin Kornak. Dass die rechtsextreme LPR mit 
Hilfe der Kaczynski-Zwillinge dann zeitweise sogar an der Macht war, sei fast zwangsläufi g gewesen. „Wahr-
scheinlich musste es so kommen, damit die Menschen verstehen, wie klein der Abstand zwischen einer Rander-
scheinung und der etablierten Politik sein kann.“ Gerade deshalb macht „Nie wieder“ weiter, immer neue Mit-
glieder- und Sympathisanten treten dem Verein bei. 

Berufsverkehr – auf der Straße Aleja Jerozolimska geht nichts mehr. Purskis Gesicht verfi nstert sich. „Dieser 
Kreisverkehr wurde von der Kaczynski-Regierung nach Roman Dmowski benannt, einem antisemitischen Natio-
nalistenführer aus der Vorkriegszeit. Als Pole kann man sich dafür nur schämen“, sagt Purski. Roman Dmowski 
gilt als Gründer und Führer des polnischen Nationalismus. Am liebsten würde Purski die Kreuzung meiden, 
doch sie ist ein Verkehrsknoten der Stadt. Vielleicht gründet er  eine Initiative zur Umbenennung des Platzes. 
Welchen Namen der Platz in Zukunft tragen sollte, ist Purski nicht so wichtig. Wenn es jemand wäre, der für die 
Integration Polens in Europa steht, damit könnte er leben. Obwohl ihm ein Antifaschist noch lieber wäre.
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Gleichgesinnte

Die auf den vorangegangenen Seiten vorgestellten Beiträge der n-ost-Stipendiaten beleuchten anhand 

von Beispielen das Phänomen Rechtsextremismus und Antisemitismus im östlichen Europa, sowie Initi-

ativen, die nach Antworten darauf suchen. Welchen Einfluss Rechtsextremisten auf die osteuropäischen 

Gesellschaften insgesamt ausüben und wie groß ihr Bedrohungspotenzial ist, hat Anton Maegerle am 

Beispiel der fünf größten Länder – Russland, Polen, Rumänien, Bulgarien und Ungarn – herausgearbei-

tet. In seinem für diese Dokumentation erstellten Beitrag geht Maegerle außerdem auf die Verflechtungen 

von osteuropäischen und deutschen Rechtsextremisten ein. Viele extremistische Übergriffe werden hier 

erstmals für den deutschen Sprachraum dokumentiert.   

Osteuropäische Rechtsextremisten –

A n t o n  M a e g e r l e

Russland Unter dem Banner der Bewegung gegen illegale 
 Einwanderung (DPNI) marschierten am 9. Dezember 
2007 rund 150 Rechtsextremisten in Moskau auf. Ihr Führer Alexander Potkin (alias Alexander Below), der 
Ende August 2007 wegen Widerstands gegen Polizeibeamte zu einer fünftägigen Ordnungshaft verurteilt wor-
den war, rief in seiner blutrünstigen Rede zur Gewalt gegen ethnische Minderheiten in Russland auf. Die Polizei, 
die friedliche Demonstrationen der Opposition regelmäßig niederknüppelt, verhielt sich bei diesem rechtsextre-
men Meeting völlig passiv. Einen Monat zuvor, am 4. November demonstrierten mehrere tausend Rechtsextre-
misten bei DPNI-Kundgebungen in Moskau und in St. Petersburg anlässlich des „Tages der nationalen Einheit“. 

„Sieg Heil“-Geschrei war zu hören und zahlreiche Hände waren zum Hitlergruß erhoben. Der 4. November 
hat in Russland seit Ende 2004 den 7. November, den Tag der Oktoberrevolution, als Feiertag abgelöst. Der 

„Tag der nationalen Einheit“ geht auf einen Feiertag der russisch-orthodoxen Kirche zurück und erinnert an die 
Befreiung von Moskau durch polnisch-litauische Besatzer im 17. Jahrhundert. Die DPNI schürt maßgeblich 
Fremdenfeindlichkeit in Russland, kämpft für die Vertreibung aller Ausländer und macht mit populistischen 
Parolen gegen Menschen aus dem Kaukasus mobil. Die 2002 gegründete Gruppierung mit geschätzten 20.000 
Mitgliedern ist in mehr als 30 russischen Regionen aktiv. Die DPNI, die sich noch im Rahmen der russischen 
Verfassung bewegt, gilt als Ersatzorganisation für diverse rechtsextreme, verbotene Gruppen. Pressesprecher 
der chauvinistischen Bewegung ist Alexej Kanurin. 

Das Moskauer Forschungsinstitut Sowa, das sich mit Fremdenfeindlichkeit und Gewalt befasst, zählte im Zeit-
raum vom 1. Januar bis 30. September 2007 in Russland 230 rassistisch motivierte Übergriffe auf 409 Men-
schen - davon 46 Tote. Den Spitzenplatz rassistischer Gewalt hält Moskau mit 37 Morden und 216 Verletzten, 
gefolgt von St. Petersburg mit 5 Getöteten und 73 Opfern. 2006 ereigneten sich 541 Überfälle mit 55 Toten. 
2005 gab es landesweit 461 Opfer rassistischer Übergriffe - davon 47 Tote. Sowa schätzt die Zahl russischer 
Neonazis auf 60.000 bis 70.000.

Nach Umfragen sympathisieren 15 Prozent der russischen Jugendlichen mit rassistischen Ideen. Im Vielvölkerstaat 
Russland verschlechtert sich Jahr für Jahr das Verhältnis zwischen Russen und anderen Nationalitäten. Für 
weltweite Schlagzeilen sorgte im August 2007 eine Videoaufnahme, die die bestialische Hinrichtung eines 
Dagestaners und eines Tadschiken im Internet zeigen soll. Tatort war ein Waldstück vor einer Hakenkreuzfahne. 
Der Tat bezichtigt sich eine bislang unbekannte National-Sozialistische Partei Russlands (NSPR). 

Weithin unbekannt außerhalb von Russland blieben in jüngster Zeit unter anderem folgende Vorfälle: So zün-
deten in der Nacht zum 29. November 2007 Unbekannte in Moskau einen 25-jährigen Mann aus Moldawien 
an. Anfang November 2007 verhaftete die Polizei in Moskau eine Gruppe von rechtsextremen Jugendlichen, 
die zwischen Oktober 2006 und April 2007 mindestens 25 Überfälle auf Ausländer oder Personen nichtslawi-
schen Aussehens begangen haben sollen. Dabei kamen 17 Menschen ums Leben. Ermordet von dieser Gruppe 
wurde unter anderem der bekannte jakutische Schachspieler Sergej Nikolajew. Mitte Oktober 2007 verhaftete 
die Polizei im südwestlichen Verwaltungsbezirk Moskaus 30 Jugendliche im Alter zwischen 13 bis 16 Jahren. Sie 
stehen im Verdacht drei Menschen überfallen zu haben. Ihr erstes Opfer, den aus Jakutien stammende 46-jäh-
rige Moskauer Sergej Nikolajew, erschlugen die Skinheads mit Baseball-Schlägern. Die beiden anderen Opfer 
wurden durch Messerstiche schwer verletzt. Im April 2007 wurde in Moskau der 18-jährige Kunststudent Artur 
Ryno nach dem Mord an einem armenischen Unternehmer festgenommen. Ryno hat nachweislich mindestens 
20 Menschen getötet, weil er Moskau von den „Nichtrussen säubern“ wollte. Seine Opfer stammten alle aus 
dem Kaukasus oder den mittelasiatischen GUS-Republiken. An den meisten Taten soll sein Freund Pawel Ska-
tschewskij beteiligt gewesen sein.

Ins gleiche Horn wie die Bewegung gegen illegale Einwanderung posaunt die nationalistische Partei Rodina 
(Heimat), die fordert, Russland müsse die illegalen Einwanderer „loswerden“. Gewaltorientiert ist die Hitler-
treue Nationalsozialistische Gesellschaft (NSO). Die NSO zerfi el im September 2007 in zwei miteinander 
konkurrierende Flügel unter Führung von Sergej Korotkich und Dmitrij Rumyantsew. Rumyantsew tritt offen 
für Konzentrationslager für Ausländer ein. In seinen Reden lässt er die Hand zum Hitlergruß heben und brüllt 
Parolen wie „Krieg gegen die Parasiten“ oder „Slawa Rossii! - Ruhm für Rusland“. 

Über Ryno urteilt Rumyantsew: „Er hat seinen eigenen Partisanenkrieg geführt. Es wird noch viele geben 
wie Ryno.“ Die NSO bezeichnet als ihr Ziel die „Vereinigung aller russischen Territorien im Rahmen eines 
Großrussland“ und die „Propaganda der Ideologie des russischen Nationalsozialismus“. Neben ideologischen 
Schulungen stehen bei der NSO auch Wehrsportübungen in paramilitärischen Ausbildungslagern auf 
dem Programm. Gegen Rumyantsew ermitteln seit Ende September die Behörden wegen Verbreitung von 
Hasspropaganda.
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„Fleisch vom Fleische“ der NSO ist die Neonazi-Truppe Format 18. Ihr derzeit inhaftierter Führer Maxim Mar-
zinkewitsch wird Tesak („das Beil“) genannt. In einem Interview erläuterte Tesak, warum russische Skinheads 
gerne Jagd auf Kinder machen: „Wir sollten nicht nur die Erwachsenen töten. Wir müssen auch die Kinder 
loswerden. Wenn du Kakerlaken zerquetscht, dann nicht nur die großen. Du tötest auch die kleinen“. In mehr 
als 30 Regionen ist die mit der Skinheadszene verzahnte Volksnationale Partei (VNP) von Alexander Iwanow-
Sucharewski aktiv. Der gelernte Kino-Regisseur, der acht Kindheitsjahre als Sohn eines Geheimdienstoffi ziers 
in der DDR verbrachte, verbreitet Parolen wie „Russland den Russen“. Als „Symbol der deutsch-russischen 
Freundschaft“ würde Iwanow-Sucharewski gerne gemeinsam mit der NPD einen Kongress in „Königsberg“ 
(heute: Kaliningrad) durchführen. Die NPD bezeichnete der rechtsextreme Politiker in einem Interview in der 
Juni-Ausgabe 2007 des NPD-Bundesorgans „Deutsche Stimme“ als „ein Zeichen der Wiedergeburt Deutsch-
lands“. Hauptziel seiner Partei sei es, „unser Blut, Russland und Europa zu retten“. Das „Maximalprogramm“, 
bestehe laut Iwanow-Sucharewski „in der Schaffung einer Konföderation der weißen Völker“. In Broschüren 
rühmt der Politiker den „Übermenschen“ und präsentiert seine Truppe als „Armee der weißen Rasse“.

St. Petersburg ist Sitz der Partei der Freiheit (PS) von Jurij Beljajew. Auch diese Partei ist eng mit der Skin-
headszene vernetzt. Der extremen Rechten wird auch die Partei Volksunion von Sergej Baburin zugerechnet. 
Die Volksunion kämpft gegen „den Einfall fremder Lebens- und Kulturwerte“. Die in den neunziger Jahre lan-
desweit aktive Partei Russische Nationale Einheit (RNE) ist heute zersplittert: die von Ex-RNE-Führer Alexan-
der Barkaschow dominierte RNE-1, die RNE-2 der Brüder Lalotschkin, die Russische Wiedergeburt (RW) der 
Barkaschow Widersacher Oleg Kassin und Juri Wasin sowie der Slawische Bund (Slawianski Sojus), abgekürzt 
SS, von Dmitrij Demuschkin. Demuschkin soll im Sommer 2005 an einem Sprengstoffanschlag auf eine Mo-
schee bei Moskau beteiligt gewesen sein. Im Frühjahr 2006 zeichnete ihn Nikolai Kurjanowitsch, damals Parla-
mentarier der Liberaldemokraten, mit einem Orden aus. Heute gehört Kurjanowitsch nach dem Ausschluss aus 
der LDPR dem Zentralrat der „SS“ an. Mehrfach hat der Slawische Bund Internetseiten von Menschenrechts-
organisationen und jüdischen Organisationen in Russland lahmgelegt.

Barkaschow, der die extrem antisemitische und fremdenfeindliche Russische Nationale Einheit im Oktober 1990 
ins Leben rief, wurde 1994 von der Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehörige 
(HNG), der mitgliederstärksten Neonazi-Vereinigung in der Bundesrepublik, als „Freund des deutschen Volkes 
und seiner nationalen Rechten!“ gefeiert. Als „Freunde des deutschen Volkes“ gelten auch Wjatscheslaw Daschit-
schew und Alexander Kamkin. Daschitschew, vormals einer der deutschlandpolitischen Berater von Gorbatschow, 
war Redner beim Bundesparteitag der rechtsextremen Deutschen Volksunion (DVU) im Januar 2007. Er ist Au-
tor der National-Zeitung, dem Sprachrohr der DVU. Kamkin ist Auslandsbeauftragter der Nationalpatriotischen 
Front Russlands (Pamjat). Mehrfach trat er als Referent in der Bundesrepublik in rechtsextremen Zusammen -

Rumänien

hängen auf – so unter anderem beim NPD-„Fest der Völker“ am 8. September 2007 im thüringischen Jena und 
am 7. August 2004 beim 4. Pressefest des NPD-Verlages Deutsche Stimme im sächsischen Mücka.

 Wegen Rumänien-feindlicher Äußerungen der 
 italienischen Abgeordneten Alessandra Mussolini 
(Alternativa sociale) zerbrach im November 2007 die rechtsextreme Fraktion Identität-Tradition-Souveräni-
tät (ITS) im Europäischen Parlament. Die fünf rumänischen Abgeordneten der Groß-Rumänien-Partei (Par-
tidul Romania Mare >PRM<) traten am 14. November 2007 offi ziell aus der ITS-Fraktion aus. Auslöser für 
den Schritt war die Kontroverse um die Ermordung einer Italienerin durch einen aus Rumänien stammenden 
Angehörigen einer ethnischen Minderheit. Mussolini, Enkelin des „Duce“, hatte daraufhin den rumänischen 
Botschafter in Rom aufgefordert, das Land zu verlassen. Weiterhin erklärte Mussolini, Gesetzesbruch sei für 
Rumänen Teil der Normalität. Corneliu Vadim Tudor, Präsident der Groß-Rumänien-Partei, betonte in einem 
Pressestatement, dass man unter diesen Umständen, „keine Beziehungen“ mehr zu Mussolini pfl egen wolle: 

„Mehr als das, wir wollen nicht, dass ein Sprachrohr der Fremdenfeindlichkeit, der Intoleranz und des Rassismus 
sich mit unserer indirekten Unterstützung in Europa Gehör verschafft bzw. legitimiert oder honoriert wird.“ 
Mit dem Rückzug der Groß-Rumänien-Partei ist die im Januar 2007 gebildete rechtsextreme ITS-Fraktion 
nach nur zehn Monaten schon wieder Geschichte. Dem rechtsextremen Zusammenschluss von Abgeordneten 
aus Italien, Frankreich, Belgien, Österreich, England und Bulgarien fehlen nach dem Rückzug der Rumänen 
mehrere Abgeordnete auf die Mindestzahl von 20, um eine Fraktion bilden zu können.

Die ausländerfeindliche Groß-Rumänien-Partei zeichnet sich durch Antisemitismus und Roma-Hetze aus. Die 
„Liquidierung von Zigeunern“ fordert ihr Präsident Tudor, vormals Hofdichter des rumänischen Diktators Ceau-
sescu und Oberst der rumänischen Geheimpolizei Securitate. Tudor ist für die Wiedereinführung der Todesstrafe 
und fordert Lager für die ungarische Minderheit. Bei den letzten Parlamentswahlen erzielte die Groß-Rumänien-
Partei 13 Prozent. Einen einschlägigen Namen hat sich Dumitru Dragomir, Europaabgeordneter der Groß-Ru-
mänien-Partei, gemacht. Er wollte einst „Juden zu Seife verarbeiten“. In dem von ihm herausgegebenen Magazin 

„Atac a la persona“ fi ndet sich eine Kolumne mit dem einschlägigen Namen „Zvastika“ (Hakenkreuz).

Am 24. Juni 2007 fand in der rumänischen Hauptstadt Bukarest eine Veranstaltung der von Tudor Ionescu ge-
führten nationalistisch-orthodoxen Organisation Noua Dreapta (ND; Neue Rechte) statt, die enge Kontakte zur 
NPD pfl egt. Gefeiert wurde das 80-jährige Jubiläum der 1927 von dem Antisemiten Corneliu Codreanu (1899 

- 1938) gegründeten „Legion Erzengel Michael“. Als Redner auf der Veranstaltung weilten unter anderem der 
NPD-Spitzenfunktionär Jens Pühse, Felipe Perez von der spanischen La Falange, der Grieche George Dimitrou-
lias von Chrysi Avgi (Goldene Morgenröte) und der Franzose Bruno Vendiere für Renouveau Francais (Franzö-
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sische Erneuerung). Südost-Europa zählt in der Weltanschauung der NPD als „integraler Bestandteil einer euro-
päischen Zukunftsordnung“. Die Mitglieder der ND rekrutieren sich vorwiegend aus der Studentenschaft. Der 
sonntägliche Kirchgang ist absolute Pfl icht. Die militant Homosexuellen-feindliche Truppe beschimpft Schwule 
als „Schande für das rumänische Volk“, fordert eine Lösung des „Zigeunerproblems“, agitiert anti-amerikanisch 
und betreibt Kampagnen gegen Abtreibung. „Wir sind Zeugen eines nationalen Erwachens. Wir wollen nichts 
mehr von einer Romasprache hören, keine gebogenen Nasen und bläulichen Lippen mehr sehen“, heißt es in 
einem programmatischen Text der ND. Zuletzt demonstrierten ca. 1000 ND-Mitglieder und- Anhänger am 9. 
Juni 2007 in Bukarest gegen das am gleichen Tag abgehaltene „Gay Fest 2007“. Ins Leben gerufen wurde Noua 
Dreapta anlässlich des 100. Geburtstages von Codreanu am 13. September 1999. Die Legion, bekannter unter 
dem Namen ihres paramilitärischen Flügels „Eiserne Garde“, wurde in den 30er Jahren zu einer ultranationa-
listischen und antisemitischen Massenbewegung. Nach der Machtübernahme 1940 errichteten die Legionäre 
gemeinsam mit dem Militärdiktator Ion Antonescu ein Regime nach deutschem Vorbild. Nach einem halben Jahr 
putschten die Legionäre gegen Antonescu. Die so genannte „Rebellion der Legionäre“ war begleitet von antise-
mitischem Terror in den jüdischen Vierteln Bukarests. Hunderte jüdische Frauen, Kinder und Männer wurden 
umgebracht. In NPD-Kreisen gilt Antonescu, so das NPD-Bundesorgan Deutsche Stimme, als „Nationalheld“. 
Für Auslandskontakte ist bei der Noua Dreapta unter anderem ihr Generalsekretär Claudiu Mihutiu, der in der 
in Mannheim studiert hat, zuständig. Mihutiu war Redner beim NPD-Aufmarsch gegen den Tag der Befreiung 
am 8. Mai 2005 in Berlin und beim „Fest der Völker“ 2005 in Jena. Grußworte beim NPD-Bundesparteitag 
am 11. November 2006 in Berlin überbrachte Swen Moritz Geblescu, einer der Führungsköpfe der Noua Dre-
apta. „Nur der moderne, europäische, christliche Nationalismus wird die Antwort auf den Imperialismus des 21. 
Jahrhunderts sein“, führte Geblescu vor den NPD-Delegierten aus. Geblescu studierte in München und diente 
zwei Jahre in der Bundeswehr. Zur Verbreitung des antisemitischen Gedankenguts von Codreanu auch in NPD-
Kreisen trägt maßgeblich der gebürtige Siebenbürger Sachse Gerd Zikeli bei. Der einstige evangelische Pfarrer, 
zwischenzeitlich aus der Kirche ausgetreten, verehrt Codreanu als „Vater des modernen Nationalismus“. Zikeli, 
Referent beim NS-apologetischen Freundeskreis Ulrich von Hutten, dem Blut- und-Boden-Flügel des Rechtsex-
tremismus, arbeitete in den 80er Jahren zeitweilig als Sekretär bei dem Holocaustleugner und Generalmajor a.D. 
Otto-Ernst Remer, der führend an der Niederschlagung des Aufstandes von 20. Juli 1944 beteiligt war.

Noua Dreapta ist Mitglied der Europäischen Nationalen Front (ENF). Gegründet wurde die ENF im Januar 2003 
auf einer Versammlung der spanischen La Falanga. Der ENF gehören verschiedene rechtsextreme Gruppierungen 
und Parteien aus West- und Osteuropa an, die versuchen wollen, auf europäischer Ebene zusammenzuarbeiten. 
Erklärtes Ziel der ENF ist es, die „nationalen“ europäischen Kräfte zu vereinigen und für „elementare Grundsätze“ 
einzutreten. Zu diesen Grundsätzen gehören die Schaffung eines Europas der Vaterländer und die Verhinderung 
des EU-Beitritts von Israel und der Türkei. Als ideologisches Vorbild dient unter anderem Codreanu. Der ENF 

Polen

gehört auch die NPD an. Kontakte zur NPD pfl egt auch der Holocaustleugner Ion Coja, seit 1996 Präsident der 
Bukarester Filiale der 1990 gegründeten rechtsextremen kulturellen Vereinigung Rumänische Heimstatt (Vatra 
Romaneasca). Coja, Professor für Literaturwissenschaften an der Universität Bukarest, stand der August-Ausgabe 
2007 der Deutschen Stimme Rede und Antwort. Die Rumänische Heimstatt, die die zersplitterte extreme Rechte 
zusammenführen will, fordert unter anderem die „Wiedervereinigung“ mit der Republik Moldau.

 Ein Zusammenwirken zwischen polnischen und 
 bundesdeutschen Rechtsextremisten gibt es kaum, weil 
die meisten polnischen nationalistischen Organisationen deutschfeindlich eingestellt sind und Forderungen hie-
siger Rechtsextremisten nach Aufhebung der Oder-Neiße-Grenze kategorisch ablehnen. Eine Ausnahme stellt 
die 1981 illegal gegründete rechtsextreme Partei Narodowe Odrodzenie Polski (Nationale Wiedergeburt Polens 
>NOP<) dar. Im August 1999 richtete die NOP in Dusznikach-Zdroju ein nationalrevolutionäres Sommerlager 
aus. Vor Ort waren Rechtsextremisten aus mehreren europäischen Ländern, darunter eine NPD-Delegation unter 
der Führung von Alexander von Webenau. Webenau führte aus, dass „das erste Mal seit dem Jahr 1936 polnische 
und deutsche Nationalisten wieder zusammen an einem Tische Platz nehmen“ und dass „während des Zweiten 
Weltkrieges beide Seiten viele Fehler begangen haben“. Die antikommunistische, militant antisemitische und den 
Holocaust leugnende NOP ist die polnische Sektion der nationalrevolutionär ausgerichteten International Third 
Position (ITP) und hat Verbindungen zum international agierenden Neonazi-Skinhead-Netz Blood & Honour. 
Gründer der ITP ist der einstige italienische Rechtsterrorist Roberto Fiore. Er ist auch Autor des NOP-Organs 
Szczerbiec (Das Schwert). Szczerbiec ist die einzige den Holocaust leugnende Zeitschrift, die in Europa offen 
im Kioskvertrieb erhältlich ist. Die Nationale Wiedergeburt Polens forderte im Jahr 2006 die Freilassung des 
damals in der österreichischen Hauptstadt Wien inhaftierten englischen Holocaustleugners David Irving, der 
auch schon für Szczerbiec zur Feder griff. Gründer und Vorsitzender der NOP, in deren Reihen sich auch Skin-
heads tummeln, ist Adam Gmurczyk. Kontakte unterhalten bundesdeutsche Neonazis zu Gleichgesinnten in der 
polnischen Musikszene; so waren bei einem Konzert der polnischen Blood & Honour-Bewegung am 5. Februar 
2000 auch  bundesdeutsche Neonazis anwesend.

Als Billiglohnland ist Polen bei rechtsextremen Bands aus der Bundesrepublik als Produktionsstätte ihrer CDs 
beliebt. Die von der Innenministerkonferenz eingerichtete länderoffene Arbeitsgruppe „Finanzquellen der 
rechtsextremistischen Kreise“ konstatierte in ihrem Bericht vom 15. Juni 2007, dass Produzenten und Anbieter 
rechtsextremer Musik bundesweit jährlich mehrere Millionen Euro umsetzen. Außerhalb der Parteienfi nanzie-
rung ist dies der umsatzträchtigste Bereich im Rechtsextremismus. Für Wirbel sorgte im Mai 2005 sowohl in 
Polen als auch in der Bundesrepublik die Meldung, dass das NPD-Sprachrohr Deutsche Stimme bis zu diesem 
Zeitpunkt im polnischen Jelenia Gora gedruckt wurde. 
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Bulgarien Bei den Kommunalwahlen am 28. Oktober 2007 
 konnte sich die rechtsextreme Partei Ataka (Attacke) 
auf Platz vier etablieren. Ihren Wahlkampf hatte die extrem anti-amerikanische, EU-kritische sowie türken-, 
juden- und minderheitenfeindliche Partei am letzten September-Wochenende in Sofi a eröffnet. Gastredner 
war Jean-Marie Le Pen, Vorsitzender des rechtsextremen französischen Front National (FN). Ataka wurde im 
Mai 2005 gegründet. Bereits im Juni 2005 zog die von Volen Siderov geführte Partei mit knapp neun Pro-
zent ins Parlament (21 Abgeordnete bei insgesamt 240 Sitzen) ein. Siderov ist Journalist und schrieb Bücher 
über eine „globale Verschwörung der Juden“. Im Wahlkampf hatte Ataka die große Vergangenheit Bulgari-
ens beschworen und mit Losungen wie „Türken und Roma raus!“ oder „Arbeitslager für verurteilte Zigeuner“ 
gehetzt. Diese Hetze fi el auf fruchtbaren Boden. Wie eine im Jahr 2005 veröffentlichte Studie des Bulgarischen 
Helsinki-Komitees herausfand, soll fast ein Fünftel der bulgarischen Gesellschaft Roma und Türken – und im 
geringeren Umfang den Juden – so feindlich gegenüberstehen, dass sie ihnen das Recht abspricht, in einem 
Staat mit „reinen Bulgaren“ zu leben. Kurz nach der Parlamentswahl veröffentlichte Ataka auf ihrer Homepage 
eine Liste bekannter bulgarischer Juden unter der Überschrift: „Die Juden sind eine von der Pest verseuchte, 
gefährliche Rasse, die es verdienen würde, von der Geburt an entwurzelt zu sein“. Mit Parolen wie „Gebt Bulga-
rien den Bulgaren zurück“ oder „Stopp dem Zigeuner-Terror“ liefert Attaka immer wieder landesweite Schlag-
zeilen. Bei der Präsidentenwahl im Oktober 2006 erzielte Siderov spektakuläre 25 Prozent der Stimmen. Ein 
gutes Ergebnis erzielte die nationalistische Partei auch bei den ersten Wahlen zum Europäischen Parlament 
im Mai 2007. 14,2 Prozent der Wähler votierten für Ataka und bescherten damit der Partei ein Mandat im 
Europäischen Parlament. Für Wirbel hatte dort bereits zuvor das Ataka-Mitglied Dimitar Stojanov (24) gesorgt. 
Stojanov, jüngster Abgeordneter des Europäischen Parlaments, beschimpfte im Oktober 2006, damals noch 
als Beobachter im EU-Parlament, die ungarische Parlamentskollegin Livia Jaroka, eine Roma, als Prostituierte. 
Ataka gehörte auf europäischer Parlamentsebene der im November 2007 aufgelösten rechtsextremen Fraktion 
Identität, Tradition und Souveränität (ITS) an.

In Konkurrenz zu Ataka steht die im Februar 2007 gegründete Partei Swoboda (Freiheit) von Pawel Tschernew. 
Tschernew war früher Parteivorsitzender der Ataka und später die rechte Hand von Siderow. Swoboda propagiert 
den Widerstand gegen den türkischen EU-Beitritt. Eine Einheitsfront gegen Globalisierung, NATO und EU will 
die im März 2006 gegründete neonationalsozialistische Splittergruppe Gvardija (Garde) schaffen. Als politische 
Plattform strebt die Roma-feindliche Bewegung, die gegen die „Entbulgarisierung des Vaterlandes“ kämpft, einen 

„sozialen Nationalismus“ an. Die „Garde“ hat 2007 mit Straßenschlachten, einem Fackelaufmarsch zum Todestag 
des Faschisten Hristo Lukov und dem Hissen der bulgarischen Flagge auf dem Mussala, dem höchsten Gipfel im 
Lande, auf sich aufmerksam gemacht. An der Spitze der Garde steht Bojan Bojanov-Rassate, vormals Vorsitzen-
der der Bulgarischen Volksunion und 2001 Mitbegründer des Bulgarischen Nationalen Bundes. Der Bulgarische 

Ungarn

Nationale Bund (BNS) veranstaltete vom 17. bis 19. September 2004 ein „nationalistisches Lager“ bei dem auch 
„Gäste aus Deutschland“ anwesend waren. Grußworte entsandten Gleichgesinnte aus Frankreich, Rumänien und 
Spanien. Bewunderung fand seitens des BNS der vormalige RAF-Terrorist und heutige militante Antisemit und 
notorische Holocaustleugner Horst Mahler. Dieser sei „ideologischer Anführer“ der „deutschen Nationalisten“. 
Bojanov unterhält Kontakte zu bundesdeutschen Neonazis und zur NPD. Im Herbst 2007 referierte Bojanov bei 
der NPD im nordrhein-westfälischen Düren und besuchte mit Mitgliedern des „Sturmbundes Aachen“ die ehe-
malige NS-Ordensburg Vogelsang. Eigenen Angaben zufolge lebte Bojanov während seiner Kindheit fünf Jahre 
in Stuttgart. Seinen politischen Werdegang will Bojanov ausgerechnet am 20. April (Hitlers Geburtstag) 1991 in 
der Bulgarischen Nationalradikalen Partei von Ivan Georgiev begonnen haben. Mit der Gründung der paramili-
tärischen Garde hat sich Bojanov möglicherweise ins zeitweilige politische Aus manövriert. Gegen die Garde hat 
die bulgarische Staatsanwaltschaft Ermittlungen aufgenommen. Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft seien die 
Ziele der Garde verfassungswidrig. Denn Organisationen, die paramilitärische Strukturen aufbauen und unter 
anderem rassistische Hetze betreiben, sind laut Verfassung verboten.

 Am 15. September 2007 demonstrierten 5000 Rechts-
 extremisten auf der Budapester Burg gegen die unga-
rische Regierung. Unter den Demonstranten waren auch Mitglieder und Sympathisanten der rechtsextremen 
Kleinpartei Jobbik (Für ein besseres Ungarn). Meinungsforscher schließen nicht aus, dass die Partei, die bei 
Umfragen im Winter 2007/08 zwei Prozent erreichte, 2010 den Sprung ins Parlament schafft. Zwölf Prozent 
der Ungarn bezeichnen sich als radikal rechts. Jobbik wurde 2003 von rechtsextremen Universitätsstudenten ge-
gründet. Bei den Parlamentswahlen 2006 trat die Partei auf einer gemeinsamen Liste mit der Wahrheits- und 
Lebenspartei (MIEP) an, scheiterte jedoch an der Fünf-Prozent-Hürde. Bei den Kommunalwahlen im Okto-
ber 2006 dagegen gelang Jobbik der Sprung in einige Rathäuser, darunter in Debrecen, der drittgrößten Stadt 
Ungarns. Die extrem Roma-feindliche Partei machte im Sommer 2007 Schlagzeilen durch die Gründung eines 
paramilitärischen Ablegers namens Ungarische Garde. Am 25. August 2007 waren von der von dem 29-jährigen 
studierten Geschichtslehrer Gabor Vona geführten Partei „Für ein besseres Ungarn“ 56 uniformierte Männer im 
historischen Burgviertel Budapests vereidigt worden. Die schwarzen Uniformen dieser Miliz tragen das Emblem 
der rot-weiß gestreiften Arpad-Fahne, die einst die faschistischen Pfeilkreuzler schwangen. Die Pfeilkreuzler unter 
Ferenc Szalasi ergriffen am 16. Oktober 1944 putschartig in Ungarn die Macht. Unter ihrer Schreckensherrschaft 
wurden hunderttausende ungarische Juden in die NS-Vernichtungslager deportiert. Die Zahl von 56 Gardisten 
soll an den Aufstand gegen die stalinistische Herrschaft in Ungarn 1956 erinnern. Erklärtes Ziel der Truppe ist es, 
das „physisch, geistig und seelisch wehrlose“ Ungarn notfalls mit Gewalt zu verteidigen. Bei der Vereidigung wur-
de den Gardisten prominente Unterstützung zuteil. Der frühere Verteidigungsminister Lajos Für, Mitbegründer 
der im Parlament vertretenen Oppositionspartei Demokratisches Forum (MDF), überreichte den Gardisten ihre 
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Urkunden. Für gehörte der ersten ungarischen Nachwende-Regierung (1990 – 1994) an. Die Befehle bei der Ver-
eidigung erteilte der Schauspieler Matyas Ustics. Die rechtskonservative Oppositionsabgeordnete Maria Witt-
ner vom Ungarischen Bürgerverband (Fidesz), der größten Oppositionspartei, hielt eine Rede. Ein katholischer, 
ein evangelischer und ein reformierter Pfarrer weihten die Fahne der Garde. Zugegen bei der Vereidigung waren 
3.000 Anhänger, darunter die rechtsextremen Goj-Motorradfahrer. 

Am 9. Dezember 2007 marschierte die Ungarische Garde erstmals demonstrativ durch einen Ort mit hohem 
Roma-Anteil an der Bevölkerung. „Wir sind hier“, brüllte Jozsef Biber, Vizechef von Jobbik, „damit die von 
der Zigeunerkriminalität bedrohte Bevölkerung spürt: Sie ist nicht allein!“ Weiter erklärte Biber: „Zahlreiche 
Elemente der Roma-Kultur stehen in krassem Widersprich zu den europäischen Normen.“ Bei der Aktion der 
Garde im zentralungarischen Dorf Tatarszentgyörgy waren 250 Uniformierte zugegen. Zu den Köpfen dieser 
paramilitärischen Truppe zählen unter anderem Andras Bencsik, Chefredakteur der rechtsextremen Wochen-
zeitung Demokrata sowie Mitglied der Kulturabteilung des Ungarischen Bürgerverbandes, und Gabor Staudt, 
Stadtrat der Partei für ein besseres Ungarn in Budapest. Am 22. Oktober 2007 fand im ostungarischen Dorf 
Szabolcs die Gründung der „Nationalen Schutztruppe“, einer Schwesterorganisation der Ungarischen Garde, 
statt. Die Feier fand während des Gottesdienstes in einer kalvinistischen Kirche statt, wo Geistliche die Rechts-
extremisten begrüßten.

Alljährlich fi ndet in Budapest um den 10. Februar herum ein von Neonazis ausgerichtetes internationales Ge-
denktreffen namens „Tag der Ehre“ statt. Mit dem „Tag der Ehre“ feiern Neonazis ihre historischen Vorbilder. 
Am 10. Februar 1945 hatten ungarische Truppen zusammen mit Einheiten der Waffen-SS in aussichtsloser 
Lage einen Ausbruch aus dem von der sowjetischen Armee eingekreisten Buda unternommen; die meisten von 
ihnen kamen um oder gerieten in Gefangenschaft. Die traditionelle Gedenkfeier zu Ehren der gefallenen Sol-
daten der Waffen-SS gilt als Pendant zum Dresdner Neonazi-Marsch im gleichen Monat, an dem seit Jahren 
auch ungarische Neonazis teilnehmen. Anlässlich des „Tages der Ehre“ marschierten am 10. Februar 2007 ca. 
1.000 Rechtsextremisten aus Belgien, Bulgarien, Deutschland, England, Kroatien, Österreich, Schweiz, Slo-
wenien, Tschechien und Ungarn auf dem Budapester Heldenplatz auf. Teilnehmer dieses Aufmarsches, so eine 
entsprechende Presseerklärung des NPD-Landesverbandes Berlin, lehnen es ab, „sich einer weltweiten, von den 
einstigen Siegermächten verordneten Geschichtsschreibung unterzuordnen“. Veranstalter des „Tages der Ehre“ 
unter dem Motto „Uns ruft die Stimme des Blutes!“ war die Bewegung für die Einheit der Heimat, ein Ableger 
der im Dezember 2004 von den Behörden verbotenen Neonazi-Organisation Ver es Becsület (Blood & Ho-
nour). In der Bundesrepublik ist Blood & Honour mitsamt ihrer Jugendorganisation White Youth bereits seit 
dem September 2000 vom Bundesinnenminister verboten. Redner in Budapest waren unter anderem Udo Voigt, 
NPD-Bundesvorsitzender, Eckart Bräuniger, NPD-Landesvorsitzender Berlin, und Matthias Fischer, NPD-
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Landesvorstandsmitglied Bayern. Zugegen in Budapest war auch der mehrfach vorbestrafte Norman Bordin, 
bayerischer Landesvorsitzender der Jungen Nationaldemokraten und zugleich NPD-Landesvorstandsmitglied. 
Im Anschluss an den „Tag der Ehre“ fand in der Nähe von Budapest in Nogradsap ein Skinhead-Konzert statt. 
In Anwesenheit der NPD-Funktionäre Bordin und Fischer wurde auf dem Konzert zu antisemitischer Gewalt 
aufgerufen. Lobend erwähnt ein Szenbericht eines Neonazis aus dem baden-württembergischen  Mannheim, 
dass beim Konzertabend der „europäische Geist der Truppen in Schwarz“ aufl ebte.

Große Teile der extremen Rechten Ungarns sind aktionsorientiert und gewalttätig. Bei Demonstrationen ge-
gen die Regierung im September und Oktober 2006 kam es zu schweren Ausschreitungen, die maßgeblich 
von rechtsextremen Organisationen angeheizt wurde. Auf einer Sitzung des Parlamentsausschusses für Nati-
onale Sicherheit und Menschenrechte am 31. Oktober 2006 berichtete der Kanzleramtsminister György Szil-
vasy, dass rechtsextreme Gruppen und Organisationen eine Art „Netz“ gespannt hätten. Dieses „Netz“ habe 
Kontakte zur größten Oppositionspartei Fidesz sowie bekannten Organisationen wie dem Weltverband der 
Ungarn (MVSZ) und dem Ungarischen Bauernverband. Namentlich nannte Szilvasy mehrere rechtsextreme 
Parteien und Gruppen: Jobbik, 64 Varmegye, Lelkiismeret 88 (Gewissen), das Internetportal kuruc.info und 
die Wahrheits- und Lebenspartei.

Unter den rechtsextremen Demonstranten waren Pressemeldungen zufolge auch Mitglieder der rechtsextremen 
Organisationen Honfoglalas 2000 (Landnahme) und Magyar Nemzeti Arcvonal (Ungarische Nationale Front). 
Die Wahrheits- und Lebenspartei des Schriftstellers Istvan Csurka wurde 1993 gegründet und war bis 2002 zeit-
weilig im Parlament vertreten. Csurka gilt als bekanntester Antisemit der ungarischen Politik. Bei einer Anti-Re-
gierungs-Demonstration seiner Partei am 15. März 2007, einem ungarischen Nationalfeiertag, trat der britische 
Holocaustleugner David Irving als Redner auf. Feindbild der extremen Rechten sind auch Homosexuelle. So 
störten mehrere hundert Skinheads und Rechtsextremisten aus den Reihen von Jobbik sowie der Ungarischen 
Nationalen Front am 7. Juli 2007 eine Homosexuellenparade in Budapest. 
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 Material für das Filmprojekt „East-West“ des Regisseurs Jochen Hick
Tenner,  Stefan  47min. Sendung „InterAudio Europe“ auf Radio Corax (25.09.07): 
 www.freie-radios.net/portal/content.php?id=19140 (mp3);
 5min. Beitrag „Europa heute“ auf Deutschlandfunk (11.10.07): www.dradio.de/dlf/
 sendungen/europaheute/679717/ (skript), http://ondemand-mp3.dradio.de/fi le/
 dradio/2007/10/11/dlf_20071011_0918_b898d1ef.mp3; 
 Neues Deutschland (20.09.07)
Tuc ker,  R iver  „Fokus Europa“ auf Deutsche Welle Radio (19.10.07); 
 L-mag: November/Dezember 2007;
 G-mag: November/Dezember 2007;
 jetzt.de (SZ): http://jetzt.sueddeutsche.de/texte/anzeigen/402877 (11.10.07)
Wei ß ,  Wiolet t a  RBB-Fernsehen: www.rbb-online.de/_/fernsehen/magazine/beitrag_kts_jsp/
 key=beitrag_bi6447133.html;
 Cafe Babel: www.cafebabel.com/de/article.asp?T=A&Id=2865 (14.11.07)

Die Artikel wurden u.a. in folgenden Medien veröffentlicht:
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